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Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Die Landeshauptstadt hat sich am Online-Fachdialog zum Strategischen Gesamtrahmen 
Hauptstadtregion beteiligt und eine Stellungnahme (s. Anlage) abgegeben. 
Eine Beteiligung der SVV war aufgrund der sehr knappen Zeit, die für die Abgabe der Stellungnahme 
zur Verfügung stand, leider nicht möglich.
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Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
Das Formular „Darstellung der finanziellen Auswirkungen“ ist als Pflichtanlage beizufügen.

Fazit finanzielle Auswirkungen:

Oberbürgermeister Geschäftsbereich 1  Geschäftsbereich 2

Geschäftsbereich 3 Geschäftsbereich 4

Geschäftsbereich 5

Die Anlage besteht aus drei Teilen:
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Stellungnahme der Landeshauptstadt Potsdam zum Strategischen Gesamtrahmen     S. 1 - 6
Strategischer Gesamtrahmen Hauptstadtregion Stand 28.09.2020 S. 7-16
Strategischer Gesamtrahmen Hauptstadtregion Vorhabenliste Stand 28.09.2020        S.17-34
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Stellungnahme der Landeshauptstadt Potsdam zum Strategischen Gesamtrahmen 

im Rahmen des Online-Fachdialoges zum Strategischen Gesamtrahmen der Länder Berlin und 
Brandenburg unter 13TUhttps://mein.berlin.de/projekte/fachdialog-hauptstadtregion/ 

Stellungnahme wurde am 22.01.2021 online abgegeben, dabei den einzelnen Punkten 
zugeordnet.  

 
Handlungsfeld 1: Siedlungsentwicklung und Wohnungsmarkt  
 
Ausdrücklich unterstützt wird die Konzentration der Siedlungsentwicklung entlang der 
Schienenachsen, also erschlossen durch einen leistungsfähigen ÖPNV. Zu kurz gegriffen 
erscheint aber die alleinige Konzentration auf die radialen Bahnstrecken, die nach Berlin führen.  

Die Chancen des Berliner Außenringes sollten stärker für die Siedlungsentwicklung in der 
Region genutzt werden, dieses gilt für die Ausweisung von Wohnungsbau- als auch für 
Gewerbeflächen. Der Außenring bietet eine erhebliche Chance der Entlastung des Berliner 
Zentrums und der schon heute stark belasteten radialen Verkehrsachsen von und nach Berlin, 
wird aber in der aktuellen Verkehrsplanung der beiden Länder und der 
Landesentwicklungsplanung kaum berücksichtigt.  

Zweifellos ist und bleibt Berlin das Zentrum der Hauptstadtregion. Wenn aber eine gemeinsame 
Entwicklung der Hauptstadtregion mit einer gleichmäßigeren Verteilung von 
Wachstumsimpulsen gewollt ist, sollten die radialen Achsen zu einem leistungsfähigen Netz 
verknüpft werden. 

Es sollte geprüft werden, ob ein dritter Bahnring um Berlin für die langfristige Entwicklung der 
Region und eine verträglichere Verteilung des Wachstums - u.a. durch die Verbindung der 
„Städte der zweiten Reihe“ untereinander – ein langfristig sinnvoller Ansatz ist. Der 
Wettbewerbssieger des Internationalen städtebaulichen Ideenwettbewerbs Berlin-Brandenburg 
2070 (13TUhttps://unvollendete-metropole.de/wettbewerb-berlin-brandenburg-2070/U13T) macht dazu 
bemerkenswerte Vorschläge. Auch wenn ein solcher Ring nur langfristig realisierbar wäre, 
müssten entsprechende Trassen rechtzeitig gesichert werden, bevor sie durch Siedlungsbau 
belegt werden. 

Die Sicherung der Wohnraumversorgung und Begrenzung des Mietanstiegs werden zu Recht 
als Schlüsselfaktor des gesellschaftlichen Zusammenhaltes bezeichnet. Auch die Bedeutung 
von Wohnungen mit Mietpreis- und Belegungsbindungen sind im Strategischen 
Handlungsrahmen richtig benannt. Eine Entlastung für den Wohnungsmarkt wird im bisherigen 
Text allerdings ausschließlich im Neubau gesehen, dieses lässt die große Bedeutung der 
Entwicklung im Bestand außer Acht. Die beiden Länder Berlin und Brandenburg sollten alle 
vorhandenen Instrumente zur Stabilisierung des Wohnungsmarktes durch Neubau und im 
Bestand nutzen, insbesondere in Städten und Gemeinden mit heute schon angespanntem 
Wohnungsmarkt. Dieses gilt auch für neue Instrumente zukünftiger Gesetzesnovellen, z.B. im 
Rahmen des Baulandmobilisierungsgesetzes.  
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Für den Erhalt und zur Schaffung neuer Wohnungen mit Mietpreis- und Belegungsbindungen ist 
eine Förderung durch die Länder unverzichtbar. Die Konditionen der Förderung sollten 
regelmäßig überprüft und ggf. nachjustiert werden, damit geförderter Wohnungsbau auch 
wirtschaftlich umsetzbar ist. Angesichts schnell gestiegener Baukosten ist z.B. derzeit die 
Bestandssanierung unter den Förderbedingungen in Brandenburg nicht oder nur sehr 
eingeschränkt möglich.  

Die Einschränkung der Förderkulissen innerhalb einer Kommune wird dem angespannten 
Wohnungsmarkt in manchen Brandenburger Kommunen – darunter auch Potsdam - nicht 
gerecht. Auch in den Städten und Orten in eher ländlich geprägten Teilen des Landes ist ein 
angemessener Anteil der Wohnungen mit Bindungen wichtig. Die Verantwortung für den 
Einsatz von Fördermitteln auf dem eigenen Gemeindegebiet sollte den Städten und Gemeinden 
übertragen werden. 

Eine aktive Bodenpolitik der Städte und Gemeinden ist gerade in den wachsenden Teilen des 
Landes unverzichtbar, um Wachstum nachhaltig zu steuern. Planerische Instrumente allein 
reichen dazu nicht aus. Es geht dabei um die Sicherung von Flächen für Wohnungsbau 
(insbesondere Geschosswohnungsbau mit einem Anteil an Mietpreis- und 
Belegungsbindungen), Flächen für die gewerbliche Entwicklung, den nötigen Ausbau der 
sozialen und technischen Infrastruktur, aber auch um Grün- und Freiflächen, Ausgleichsflächen 
und Tauschflächen für die Land- und Forstwirtschaft.  

Städte und Kommunen sollten vom Land Brandenburg unterstützt werden, die Instrumente der 
Bodenpolitik wirkungsvoll zu nutzen.  

Aktuelle Empfehlungen zur Stärkung der Bodenpolitik dazu enthält u.a. die aktuelle 
Sonderveröffentlichung des DIFU von 2021, die in intensiver Zusammenarbeit mit der 
kommunalen Ebene entstanden ist: „Bodenpolitische Strategien und Instrumente im Lichte der 
kommunalen Praxis“ unter 13Thttps://difu.de/1280113T (14.01.2021).  

Zur Vorhabenliste – Wohnungsbau in den Städten der zweiten Reihe (404/464) 

Wenn Entwicklungskonzepte die Vereinbarkeit mit den sonstigen Entwicklungszielen der 
Hauptstadtregion nachweisen und gleichzeitig eine gute Anbindung an den öffentlichen Verkehr 
besteht oder hergestellt werden kann, sollten ausnahmsweise auch Entwicklungen außerhalb 
des Siedlungssternes ermöglicht werden.  

Zur Vorhabenliste „Austausch mit Umland und Außenbezirken“ / KNF 

Die Stärkung des Kommunalen Nachbarschaftsforums als Verein wird ausdrücklich unterstützt, 
Potsdam war 2020 Gründungsmitglied. Der KNF e.V. kann eine wichtige Rolle für die 
gemeinsam getragene Entwicklung der Region übernehmen.  

 
Handlungsfeld 2: Mobilität  
 
Im Allgemeinen decken sich die Ziele des Strategischen Gesamtrahmens auch mit den 
wiederholt vorgetragenen Forderungen der Landeshauptstadt Potsdam zur Weiterentwicklung 
des Mobilitätssystems in der Hauptstadtregion. In diesem Zusammenhang muss jedoch auch 
die Forderung des Städte- und Gemeindebundes deutlich unterstützt werden, „dass es nicht nur 
beim vorgelegten Grundlagentext und den angesprochenen Vorhaben bleibt, sondern dass 
auch eine Umsetzung der Projekte zeitnah erfolgt“. Insofern ist insbesondere zu bemängeln, 
dass entscheidende Projekte wie die Potsdamer Stammbahn nicht in dem Strategischen 
Gesamtrahmen benannt werden. 
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Hervorzuheben ist auch, dass es in der Zielstellung nicht nur darum geht, dem generellen 
Wachstum der Region gerecht zu werden. Die mit dem Strategischen Gesamtrahmen 
formulierten Ziele einer Förderung des ÖPNV, Rad- und Fußverkehrs gehen weit über das 
allgemeine Wachstum hinaus. Da der Kfz-Verkehr keine weiteren Verkehrszunahmen zulässt, 
werden alle zusätzlichen Wege pro Tag über den Umweltverbund abzuwickeln sein. Damit ist 
das tatsächliche Wachstum im ÖPNV, Rad- und Fußverkehr um ein vielfaches höher als das 
allgemeine Bevölkerungswachstum der Hauptstadtregion. 

Es ist schon heute absehbar, dass die Maßnahmen des i2030 keinesfalls ausreichen werden, 
um mittel-, bzw. langfristig den Verkehr in der Region leistungsfähig zu gestalten und v.a. eine 
nennenswerte Verlagerung des regionalen Verkehres auf den Umweltverbund zu erreichen. Die 
Länder Berlin und Brandenburg sollten ihre Anstrengungen zur langfristigen Stärkung des 
Umweltverbundes – insbesondere des Schienenverkehres – deutlich verstärken und 
gemeinsam tragfähige Strategien entwickeln und umsetzen.  

Zur Herstellung von attraktiven P+R-Anlagen gehört auch, dass die entsprechenden Bahnhöfe 
den allgemeinen Anforderungen entsprechen. Daher sind die Herstellung der Barrierefreiheit 
sowie die Ausstattung von Bahnhöfen und Bahnhofsvorplätzen ebenfalls in die Zielstellungen 
aufzunehmen. 

Aufgrund der Größe des Landes Berlin werden Reisezeiten von 30 bis 60 Minuten bereits 
innerhalb von Berlin zurückgelegt. Da sich die wesentlichen Ziele im Zentrum der 
Bundeshauptstadt befinden, sollte hier eine Präzisierung erfolgen und die Reisezeit zum 
Berliner Hauptbahnhof als Zielgröße angegeben werden.  

Bislang werden Buslinien, die auf dem Berliner Stadtgebiet angeboten werden, finanziell nicht 
als Plus-Buslinie unterstützt. Für die Förderung der Regionalbuslinien in der Hauptstadtregion 
sollten auch diese Linien in das Förderprogramm aufgenommen werden, um für das Ziel des 
Ausbaus von ÖPNV-Fahrten aus Brandenburg bis zu Ihrem Ende innerhalb des Berliner S-
Bahn-Ringes, auch in den Brandenburger Verkehrsunternehmen wirtschaftlich vertretbare 
Voraussetzungen zu schaffen.  

Um diesen allgemeinen Ansatz zur Förderung von Radschnellwegen glaubhaft zu untermauern, 
sind unbedingt Aussagen zur Finanzierung und zur Verantwortlichkeit bei der Umsetzung zu 
ergänzen. Die Vergangenheit hat gezeigt, dass die Umsetzung von Radschnellverbindungen in 
der Zuständigkeit der kommunalen Familie keine zukunftsfähige Lösung darstellt. Aufgrund der 
unterschiedlichen Zielsetzungen sowie der unterschiedlichen Kapazitäten sowohl personell als 
auch finanziell, sind langwierige Planungsprozesse die Folge. Darüber hinaus bestehe in der 
Region bislang keine Klarheit zur Durchführung der entsprechenden Genehmigungsverfahren. 

Da Radschnellverbindungen gemäß der Zielsetzung in einem weitgehend vom sonstigen 
Verkehr unabhängigen Netz geschaffen werden sollen, sind in Bezug auf die Förderung von 
Radschnellverbindungen auch die einzelnen Verkehrsanlagen in den Gemeinden in ihrer 
Funktion als Zubringer zu etwaigen Radschnellverbindungen zu berücksichtigen. 

Zur Vorhabenliste Mobilität (neue Maßnahmen): 

Stammbahn 

Das wichtigste Schienenprojekt der Region Potsdam / Potsdam-Mittelmark ist die 
Wiederinbetriebnahme der Lehrter und Zehlendorfer Stammbahn. Diese Maßnahme stellt das 
einzige Potenzial dar, um zukünftig Kapazitäten im SPNV zwischen der Region Potsdam und 
dem Berliner Zentrum zu schaffen. 

6 von 38 in Zusammenstellung



Durch eine Anbindung der Stammbahn an die Wetzlarer Bahn bietet diese Maßnahme darüber 
hinaus die Möglichkeit, im Zuge der Bundespläne zum Deutschlandtakt, die Landeshauptstadt 
Potsdam auch an das Fernbahnnetz anzuschließen. 

Insofern ist diese Maßnahme auch explizit in der Vorhabenliste zu benennen. 

Verknüpfung Straßenbahnnetz, Außenring und Wetzlarer Bahn 

Mit dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept (INSEK) 2035 hat sich Potsdam vorgenommen, 
mittel- bis langfristig das vorhandene Potsdamer Straßenbahnnetz weiter so auszubauen, dass 
das Straßenbahnnetz und der Berliner Außenring bzw. die Wetzlarer Bahn miteinander 
verbunden werden. Dieses würde auch einen wichtigen Beitrag für den Umweltverbund in der 
Stadt, aber auch für die bessere Verknüpfung von Schienenverbindungen in der Region und 
nach Berlin leisten. Ohne eine substanzielle Förderung und Unterstützung bei den 
Planverfahren sowie dem Umgang mit Schutzgebieten ist dieser Ausbau nicht leistbar. 

 
Handlungsfeld 4: Bürgerschaftliches Engagement, Medien und Demokratieförderung  
 

Die Ausführungen in diesem Themenfeld kann die Landeshauptstadt so nur unterstreichen – 
dieses trifft den Tenor der Potsdamer Aktivitäten in diesem Bereich. 

 
Handlungsfeld 5: Natürliche Lebensgrundlagen und Lebensqualität 
 
Die Landschaft ist eines der großen Potenziale des Landes Brandenburg. Der Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen und Freiräume sollte weiterhin eine hohe Priorität erhalten. In 
integrierten Lagen mit hoher Erschließungsqualität durch den Umweltverbund sollten allerdings 
auch Veränderungen der Abgrenzung von Schutzgebieten (insbesondere von 
Landschaftsschutzgebieten im Gestaltungsraum Siedlung) konstruktiv diskutiert werden. Diese 
Diskussion kann auch die Neu-Ausweisung oder Erweiterung von Schutzgebieten an anderen 
Stellen im Stadt- bzw. Gemeindegebiet einbeziehen. 

Vorhabenliste: Gemeinsame Krankenhausplanung  

Den getroffenen Aussagen wird vollumfänglich zugestimmt. 

 
Handlungsfeld 6: Digitale Transformation – GB 5 
 
Die Landeshauptstadt Potsdam teilt die im Handlungsfeld aufgeworfenen Zielstellungen zum 
Ausbau der digitalen Intrastruktur sowie den zum Ausdruck gebrachten politischen 
Gestaltungsanspruch.  

Die beschriebene zunehmende Attraktivität Brandenburgs für die „Kreativszene“ trifft auch auf 
die „Digitalszene“ zu. Durch das unabhängige Arbeiten von Zeit und Raum hat Brandenburg für 
Menschen dieser Branche an Attraktivität gewonnen. Brandenburg sollte das Potenzial aktiv in 
den Transformationsprozess einbinden, indem sie neben der Infrastruktur auch Formate für 
diese Zusammenarbeit bietet (labs etc.).  
 
Das Handlungsfeld digitale Transformation stellt zudem auf den Bereich der 
Verwaltungsmodernisierung ab und benennt die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) 
als gemeinsame Herausforderung. Die Landeshauptstadt begrüßt die in Aussicht gestellte 
Verknüpfung der von Berlin und Brandenburg in diesem Rahmen verantworteten Themenfelder. 
Gleichzeitig wird mit Nachdruck auf die Umsetzungsfrist des OZG hingewiesen, die 10TBund, 
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Länder und Kommunen dazu verpflichtet, alle Verwaltungsleistungen bis Ende des Jahres 2022 
online anzubieten. Die Landeshauptstadt erwartet, dass im Rahmen der „föderalen 
Themenfeldorganisation“ die Kommunen durch die Länder unterstützt werden, indem sie diesen 
Prozess professionell steuern sowie finanziell und personell untersetzen.   

Die Landeshauptstadt Potsdam begrüßt länderübergreifende Bemühungen, die digitale 
Transformation aktiv zu gestalten. Wenngleich ähnliche Herausforderungen zwischen urbanen 
und ländlichen Räumen vorliegen, so sind die Chancen, auf die der Fokus bei der 
Transformation gelegt wird, in einem Flächenland wie Brandenburg teilweise andere als in 
einem urbanen Raum wie Berlin. Gerade aus dem Zusammenführen der unterschiedlichen 
Stärken und Schwerpunkte der Länder könnten Synergien für die Transformation im Raum 
insgesamt gezogen werden. Daher wird angeregt zu prüfen, inwieweit die Ansätze von Smart 
City und Smart Country noch stärker sektor- und ressortübergreifend verankert werden können, 
um den technologischen Fortschritt effizienter, nachhaltiger, sozialer und inklusiver zu gestalten. 
In diesem Zusammenhang regt die Landeshauptstadt Potsdam ein neues Vorhaben im 
Handlungsfeld „Digitale Transformation“ an:  

Maßnahmeliste (Neues Projekt) 

Kooperationsprojekt „RegionalLab“: Innovationskorridor von Berlin über Potsdam in den 
ländlichen Raum 

Die Landeshauptstadt Potsdam schlägt vor, gemeinsame Strukturen zu schaffen, um eine agile 
Zusammenarbeit über Verwaltungsgrenzen hinweg zu den Zukunftsthemen von Smart City und 
Smart Country zu etablieren und rasch von der konzeptionellen Ebene in die Umsetzung zu 
kommen. Zweifelsohne ist Berlin ein deutschland- und europaweites Wirtschaftszentrum mit 
einer lebendigen Start-Up und Innovationslandschaft. Die Landeshauptstadt Potsdam ist als 
Stadt der Wissenschaft, MediaTechHub und Standort zahlreicher Unternehmen der Digital- und 
Kreativwirtschaft ein wichtiger Baustein für die Attraktivität der Metropolregion Berlin-
Brandenburg.  

Die Landeshauptstadt regt an, die Kreativität, guten Ideen und Zukunftschancen dieses Raums 
weit in die Fläche zu tragen, damit das ganze Land profitieren kann. Berlin hat mit dem CityLab 
bereits eine effektive und kooperative Governance-Struktur für die politikfeldübergreifende 
Gestaltung der Digitalisierung im Stadtstaat gefunden. Das Land Brandenburg muss seinerseits 
„Anknüpfungspunkte“ schaffen, an denen die Zusammenarbeit der Länder mit den 
umsetzenden Kommunen in Brandenburg verzahnt werden kann.  

Konkret schlägt die Landeshauptstadt deshalb vor, entlang des Siedlungssterns die Vitalität des 
Innovationskorridors von Berlin, über Potsdam, nach Potsdam-Mittelmark voranzutreiben. 
Aufgrund des Querschnitts- und Kooperationscharakters der im Themenfeld der digitalen 
Transformation tangierten Politikfelder, sollte eine ressort- und ebenenübergreifende Struktur 
etabliert werden. Das vorgeschlagene Kooperationsprojekt „RegionalLab“ kann mit 
Unterstützung und Beteiligung der Länder die guten Initiativen auf kommunaler Ebene 
unterstützen, Wissen und gute Beispiele sichtbar machen und die interkommunale 
Zusammenarbeit befördern. Die Landeshauptstadt Potsdam kann dabei ein wichtiges 
Bindeglied zwischen dem „Innovationsriesen“ Berlin und dem Smart Country Brandenburg sein.  

 

Handlungsfeld 7: Wissenschaft, Forschung, Kultur und Bildung  

Zur benannten Platzierung der schulischen Bildung im Ländervergleich sollte die 
Ursachenforschung verstärkt und Erfolgsfaktoren definiert werden. Der Zugang muss vielfältig 
und an den Lebensphasen und -bedingungen der BürgerInnen orientiert ermöglicht werden. 
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Konkret zu hinterfragen wäre der im Handlungsfeld erwähnte Begriff „Heimat“. Dieser Begriff 
sollte auch in Bezug auf die Themen Diversity, Vielfalt und Migration geschärft werden. Gerade 
die Metropolregion Berlin-Brandenburg steht für diese Themen. 

Neben der Kreativität muss das Thema „Nachhaltigkeit“ auch in der Kultur als eigenes 
Handlungsfeld ausgewiesen werden. Darauf findet sich bisher kein Hinweis. Dabei wäre gerade 
ein übergreifender Ansatz wichtig für die Umsetzung diesbezüglicher Programme.  

Das Thema „Digitalisierung“ in der Kultur ist nur am Rande erwähnt, sollte aber im 
Zusammenhang mit der Kultur auch ein eigenes Thema sein – gerade die Kreativwirtschaft in 
ländlichen Gebieten ist auf den Ausbau der Netze angewiesen. Aber auch die urbane Kultur 
sollte für die Zukunft vom jetzigen Digitalisierungsschub profitieren.  

Neben stärkeren Impulsen für das bezahlbare Wohnen und die Schaffung von Arbeitsplätzen ist 
auch die Errichtung der notwendigen sozialen Infrastruktur und deren leistungsfähiger Betrieb 
zu gewährleisten. Ausreichende Plätze in Kindertageseinrichtungen und Schulen ermöglichen 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und stärken damit auch die Attraktivität der Region als 
Lebens- und Arbeitsort. Erforderlich wäre eine stärkere finanzielle Beteiligung des Landes 
Brandenburg vor allem beim Ausbau von Platzkapazitäten, aber auch neue Instrumente zur 
Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren.  

Nicht zuletzt aufgrund von Flächenkonkurrenzen und größerer Flexibilität bei sich verändernden 
Bedarfen sollte eine Kombination von Schulen und Kindertageseinrichtungen - ggf. auch 
weiteren Einrichtungen - in „gemeinsamen Hüllen“ verstärkt berücksichtigt und gefördert 
werden. 
 
Die Darstellungen zur Bedeutung von Wissenschaft, Forschung, Kultur und Bildung werden 
ausdrücklich unterstützt. Leider bisher nicht thematisiert wird die Bedeutung des bezahlbaren 
Wohnens auch für Studierende und junge Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Durch 
meist geringe Einkommen sind diese Gruppen auf günstige Wohnungen angewiesen.  

Der Erhalt und Ausbau der Spitzenposition in Forschung und Wissenschaft wird langfristig nur 
gelingen, wenn neben dem Ausbau der Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen auch 
bezahlbare Wohnungen und soziale Infrastruktur vorhanden sind. In Brandenburg sind 
mindestens in Potsdam und Wildau schon länger Engpässe erkennbar, das Land Brandenburg 
sollte sich hier deutlich stärker engagieren. Ein besseres Angebot für ausländische Studierende 
und Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler stärkt auch die Internationalität und 
Weltoffenheit Brandenburgs, hier gibt es einen Querbezug zum Handlungsfeld 8.  

 

Vorhabenliste „Weitere Intensivierung der Wissenschaftskooperation in der 
Hauptstadtregion (Federführung: Skzl/WissForsch/ MWFK)“  

Ausdrücklich zu befürworten, da die Digitalisierung generell im Fokus steht und so Machbar- 
bzw. Übertragbarkeit von Impulsen, Ideen und Maßnahmen in die Praxis ausgelotet werden 
können. Wichtig ist hier eine zeitnahe Entscheidung. 
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Strategischer Gesamtrahmen Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 

Stand: 28. September 2020 

 

I. Anlass und Zielsetzung 

Berlin und Brandenburg bilden zusammen in der Mitte Europas die deutsche Hauptstadtregion, in der ca. 
6 Mio. Menschen leben. Die Verflechtungen in Bereichen wie Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Verkehr, Wissen-
schaft, Wohnen, Energie, Gesundheit und Umwelt und die vielfältigen Formen der Zusammenarbeit bei-
der Länder auf den unterschiedlichsten Ebenen sind in dieser Form bundesweit einmalig. Die Vielfalt der 
Metropole Berlin und der Regionen des Flächenlandes Brandenburg machen das Besondere an der 
Hauptstadtregion aus. Ihre Vielfalt macht die Hauptstadtregion als Ganzes attraktiv und zeichnet ihre 
Lebensqualität aus.  

Die enge Zusammenarbeit von Brandenburg und Berlin auf unterschiedlichen Ebenen von Politik und 
Verwaltung sowie von Wirtschaft und Verbänden ist in den vergangenen Jahren weiter intensiviert worden 
mit dem Ziel, das Wachstum der Hauptstadtregion gemeinsam zu befördern und in die gesamte Region 
zu tragen.  

Die enge Verflechtung der beiden Länder wird sich angesichts der digitalen Transformation, des hohen 
Fachkräftebedarfs, der zunehmenden Flächenknappheit in Berlin sowie des notwendigen regionalen Zu-
sammenhalts weiter intensivieren. Berlin und Brandenburg können diese Herausforderungen besser ge-
meinsam bestehen und hierbei voneinander profitieren. In diesem Gesamtprozess soll bei der Bearbei-
tung aller Handlungsfelder die Umsetzung der Agenda 2030 der Vereinten Nationen mit ihren 17 Zielen 
für eine nachhaltige Entwicklung stets mitberücksichtigt werden. Eine enge Abstimmung und die Verstän-
digung auf gemeinsame Entwicklungsziele sind für beide Länder von Vorteil und kann den Städten und 
Gemeinden in Brandenburg und den Bezirken von Berlin dabei helfen, die Entwicklungen vor Ort zu ge-
stalten. Auch der Umgang mit der Corona-Pandemie sowie die Bewältigung ihrer Folgen erfordern ein 
einheitliches Vorgehen. 

Im Strategischen Gesamtrahmen sollen insbesondere folgende Handlungsfelder im Fokus stehen: 

 Siedlungsentwicklung und Wohnungsmarkt 

 Mobilität 

 Wirtschaft, Fachkräfte, Energie und Klimaschutz 

 Ehrenamtliches Engagement, Medien und Demokratieförderung 

 Natürliche Lebensgrundlagen und Lebensqualität (insbesondere Gesundheit, soziale und grüne 
Infrastruktur, Wasserver- und -entsorgung sowie Kriminalitätsbekämpfung)  

 Digitale Transformation 

 Wissenschaft, Forschung, Kultur und Bildung 

 Weltoffenheit, internationale Vernetzung und Zusammenarbeit mit Polen 
 

II. Handlungsfelder 

Handlungsfeld 1: Siedlungsentwicklung und Wohnungsmarkt      

Der landesplanerisch festgelegte Gestaltungsraum Siedlung (der sog. Siedlungsstern) hat sich als Instru-
ment zur geordneten Entwicklung der Siedlungsstrukturen in Berlin und im Berliner Umland bewährt. 
Siedlungsschwerpunkte im Weiteren Metropolenraum sind die Zentralen Orte.  

Die Entwicklung entlang der Siedlungsachsen ist aber nicht nur eine Frage des Wohnungsbaus. Die be-
reits auf der gemeinsamen Sitzung beider Landesregierungen am 29. Januar 2019 beschlossene kon-
zeptionelle Unterstützung der Städte und Gemeinden entlang der Siedlungsachsen wird in diesem Sinne 
thematisch erweitert. Bei ihrer Entwicklung müssen viele Themen zusammengedacht werden, die meist 
der kommunalen Planungshoheit unterliegen. Dazu gehören z.B. Wirtschaftsförderung und Digitalisie-
rung. Städtebauliche Leitbilder schaffen die Grundlage für die Weiterentwicklung und ggf. den Umbau 
bestehender Siedlungsstrukturen (unter Berücksichtigung der Verringerung der Flächenversiegelung), für 
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die Entwicklung der Innenstädte als zentrale Versorgungsbereiche sowie die lokale Umsetzung von Er-
fordernissen des Klimaschutzes und der -anpassung in den Themenbereichen Wärmeversorgung, Mobi-
lität, Siedlungswasserwirtschaft sowie Grün- und Freiflächenentwicklung. Für die Entwicklung der Städte 
und Gemeinden entlang der Schienenachsen muss diese themenübergreifende Herangehensweise 
durch entsprechend ausgerichtete integrierte Stadt- und Regionalentwicklungskonzepte (z.B. durch ge-
meindeübergreifende Achsenentwicklungskonzepte) flankiert werden. Zudem sollten bei einer themen-
übergreifenden Betrachtung die Bezirke von Berlin stets einbezogen werden. 

Künftig sollen im Rahmen einer konzeptionell-themenübergreifenden Herangehensweise die Entwicklun-
gen auf den Achsen entlang der Bahnstrecken an geeigneten Standorten über das Berliner Umland hin-
aus im Sinne von Entwicklungsachsen gedacht werden. Die Strategie zur Entwicklung der Hauptstadtre-
gion Berlin-Brandenburg entlang der Bahnstrecken, die eingebettet sind in breite Entwicklungskorridore, 
soll das ganze Land Brandenburg umfassen.  

Im Rahmen der Strukturentwicklung in der Lausitz kann die Achse von Berlin über den Flughafen Berlin-
Brandenburg International (BER) bis in die Lausitz entlang der Görlitzer Bahn das Muster für eine das 
ganze Land Brandenburg umfassende Raumentwicklung entlang der Bahnstrecken sein. Die Chancen, 
die sich aus dem Strukturwandel in der Lausitz ergeben, sollen möglichst zum Nutzen des Gesamtraumes 
Berlin-Brandenburg berücksichtigt werden. Damit könnte bei entsprechender strategischer Planung der 
finanziell gut ausgestattete Transformationsprozess in der Lausitz auch Nutzen für umliegende Räume 
generieren.  

Berlin und Brandenburg bilden einen gemeinsamen Wohnungsmarkt. Die Sicherung der Wohnraumver-
sorgung und die Begrenzung des Mietenanstiegs sind Schlüsselfaktoren für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt. In Berlin, Potsdam und vielen weiteren Gemeinden im Berliner Umland ist die Bevölkerungs-
zahl durch Zuzug in den letzten Jahren – teilweise deutlich – gewachsen. Diese Entwicklung zeigt, dass 
die Region ökonomisch und kulturell attraktiv ist. Die steigende Bevölkerungszahl hat jedoch auch zu 
Druck auf dem Wohnungsmarkt und zu steigenden Mieten geführt. Um dieser Entwicklung entgegen zu 
wirken, ist der Neubau von Wohnungen, insbesondere auch mit Mietpreis- und Belegungsbindungen, und 
die ausgewogene Regulierung der Mieten erforderlich. In Anbetracht des demographischen Wandels ist 
zudem auch der Bau von mehr barrierefreien Wohnungen unabdingbar. In Berlin und in Brandenburg 
werden mehr Flächen für den Neubau insbesondere von Mehrfamilienhäusern benötigt. Um den ange-
spannten Wohnungsmarkt in Berlin und dem Berliner Umland zu entlasten, sollen insbesondere auch 
Städte, die aus Berlin über Schienenverbindungen in einer Fahrzeit von bis zu 60 Minuten erreichbar sind 
– sog. Städte der 2. Reihe – in den Blick genommen werden. Neue Wohnbaupotentiale sind auch in den 
mit Infrastruktur besonders gut ausgestatteten weiteren Siedlungsschwerpunkten (den sog. Grundfunkti-
onalen Schwerpunkten) zu erschließen, vorrangig im Zuge der Innenentwicklung im vorhandenen Sied-
lungsbestand. 

 

Handlungsfeld 2: Mobilität   

Der Erhalt und Ausbau der öffentlichen Verkehrsinfrastrukturen und neue Konzepte zur Verknüpfung ver-
schiedener Verkehrsträger, insbesondere zur Stärkung der Verkehrsträger des Umweltverbundes, sind 
Schlüsselfaktoren für eine klimafreundliche und barrierefreie Mobilität sowie für den regionalen und ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt in der Hauptstadtregion. Berlin und Brandenburg verfügen bereits auf-
grund der Investitionen in den letzten Jahrzehnten über ein gut ausgebautes Schienenverkehrssystem, 
das jedoch jetzt weiter ausgebaut, erneuert und technisch modernisiert, durchgehend barrierefrei sowie 
leistungsfähiger gestaltet werden muss, um die Herausforderungen des Wachstums in der Region bewäl-
tigen zu können.  

Neben der steigenden Zahl an Pendlerinnen und Pendlern führt auch die Lage der Hauptstadtregion in 
mehreren transeuropäischen Korridoren zu immer mehr Verkehrsbewegungen. Berlin und Brandenburg 
haben auf diese Entwicklung reagiert: Um die Verkehrsbeziehungen im Schienenverkehr der Hauptstadt-
region zu verbessern, haben beide Länder mit der Deutsche Bahn AG eine „Rahmenvereinbarung über 
das Entwicklungskonzept für die Infrastruktur des Schienenverkehrs in Berlin und Brandenburg“ (Projekt 
i2030) abgeschlossen. Ziel von „i2030“ ist, die Eisenbahn- und S-Bahnstrecken deutlich leistungsfähiger 
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und attraktiver zu gestalten. Planungsrechtlich nimmt der Aus- und Neubau von Strecken aufgrund von 
Regelungen auf Bundes- und EU-Ebene inzwischen sehr lange Zeiträume in Anspruch. Beide Länder 
haben unterhalb dieser Ebene die in ihrer Zuständigkeit liegenden Maßnahmen genutzt, um den Stre-
ckenausbau so schnell wie möglich voranzubringen und werden es auch weiterhin tun. Darüber hinaus 
werden Berlin und Brandenburg gegenüber dem Bund auf eine Planungsbeschleunigung hinwirken. Be-
gleitend dazu setzen sich beide Länder gegenüber der Europäischen Union gemeinsam für eine gut etab-
lierte Positionierung innerhalb des europäischen Verkehrsnetzes ein, um künftig noch mehr Investitionen 
in eine zukunftsorientierte Mobilität zu ermöglichen. 

Im Flächenland Brandenburg wird der Ausbau von Bahnstrecken allein jedoch keine Mobilität gewährleis-
ten können. Vielmehr wird in den kommenden Jahren neben einem guten Zugtakt die Erreichbarkeit von 
Bahnhöfen mit Bussen oder mit dem Auto bei der Verknüpfung der Verkehrsträger eine bedeutende Rolle 
spielen.  

Mehr als 200.000 Menschen pendeln derzeit aus dem Land Brandenburg täglich nach Berlin, etwa 
100.000 in die Gegenrichtung von Berlin nach Brandenburg. Viele Pendlerinnen und Pendler nutzen für 
die Gesamtstrecke ihr Auto und belasten damit die Straßeninfrastruktur, das Klima und die Gesundheit 
der Anwohnerinnen und Anwohner. Die erwartete Bevölkerungszunahme in beiden Ländern führt zu einer 
weiteren Erhöhung der Pendlerbeziehungen und somit unweigerlich zur Überlastung der Straßenver-
kehrssysteme.  

Ziel ist es daher, den Pendlern und Pendlerinnen attraktive Schienenverkehrsangebote und ausreichend 
Stellplätze für Pkw und Fahrräder an den wohnortnahen Bahnhöfen anzubieten. Mit der Umsetzung der 
Landesnahverkehrspläne und des Infrastrukturprojektes i2030 sollen sich die Zug- und Sitzplatzzahl so-
wie die Infrastrukturkapazität sukzessive erhöhen. In gleichem Maße müssen sich das Stellplatzangebot 
und die ÖPNV-Anbindung der Bahnhöfe im Umland verbessern. 

Das Land Berlin beabsichtigt, die Finanzierung für die Errichtung von B+R- und P+R-Stellplätzen in der 
Region an Bahnhöfen mit einem hohen Anteil an Berlin-Pendlern und Pendlerinnen (Ein- und/oder Aus-
pendlerinnen und -pendler) zu unterstützen. Brandenburg hat das B+R/P+R-Konzept für das Land Bran-
denburg durch ein Gutachten der VBB Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg GmbH VBB aktualisiert. Teil 
des Gutachtens ist auch ein Vorschlag für eine Zusammenarbeit der Länder Berlin und Brandenburg. 
Viele Kommunen im Berliner Umland sind am Ausbau der Stellplätze an ihren Bahnhöfen interessiert. Die 
Länder Berlin und Brandenburg wollen zukünftig bei der Errichtung von Bike+Ride- und Park+Ride-Stell-
plätzen in der Hauptstadtregion intensiver kooperieren. Dazu soll ein gemeinsames strategisches Vorge-
hen entwickelt werden. 

Berlin soll von allen brandenburgischen Oberzentren in maximal 60 Minuten und von den meisten Mittel-
zentren in maximal 90 Minuten erreichbar sein. Für kurze Strecken soll – nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
der absehbaren Erhöhung des Altersdurchschnitts in den berlinfernen Regionen – das Bussystem ge-
stärkt und die Anzahl der PlusBus-Linien bis Mitte des Jahrzehnts verdoppelt werden. Fahrten aus Bran-
denburg und den Berliner Außenbezirken, die in Berlin innerhalb des S-Bahn-Ringes enden, sollen mög-
lichst mit dem ÖPNV erfolgen.  

Einen wichtigen Bestandteil eines nachhaltigen Mobilitätssystems stellt der Radverkehr dar, für den ein 
übergeordnetes und künftig weitgehend vom sonstigen Verkehr unabhängiges Netz, sowohl für die lokale 
Anbindung, als auch für schnelle, überregionale Verbindungen mit hohen Radverkehrspotentialen aus-
gebaut und neu geschaffen wird. Berlin und Brandenburg arbeiten dabei eng zusammen, um die beste-
henden Fernradwege und künftige Radschnellverbindungen gut vernetzt als wichtiges Angebot für einen 
weiteren Baustein umweltgerechter Mobilität anzubieten. Für die Gleichberechtigung der Verkehrsträger 
auf lokaler Ebene ist außerdem eine Stärkung des Fußverkehrs erforderlich.  

Der Fern- und Reisebusverkehr wird durch eine Konzentration auf wenige geeignete Zu- und Abfahrten 
außerhalb des S-Bahn-Rings stadtverträglich gestaltet. Darüber hinaus sollen auch die Wirtschaftsver-
kehre gebündelt und mit zunehmend emissionsarmen Antrieben ausgestattet werden, um Verkehrs- und 
Umweltbelastungen zu reduzieren und Verteilerverkehre, vor allem im städtischen Raum und bzgl. aller 
Verkehrsmodi, neu zudenken. Im Güterverkehr gilt es, die Schnittstelle zwischen Langstrecke und letzter 
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Meile im europäischen Verkehrsknoten Berlin-Brandenburg barrierefrei zu gestalten und integriert mit 
anderen Ressorts zu betrachten. 

Der BER sichert die notwendige internationale Mobilität und ist selbst gut in den regionalen und überre-
gionalen ÖPNV integriert. 

 

Handlungsfeld 3: Wirtschaft, Fachkräfte, Energie und Klimaschutz 

Berlin und Brandenburg bilden eine gemeinsame Wirtschafts-, Arbeitsmarkt und Energieregion. Die Merk-
male einer regionsinternen Arbeitsteilung – wie hohe Pendlerströme in den Kern, intensive Vorleistungs-
, Absatz- und Kooperationsbeziehungen der Unternehmen, Sicherung der Energieversorgung von Städ-
ten durch die Fläche des Landes – sind in Berlin-Brandenburg prototypisch vorzufinden. Die Sozialpartner 
sind ebenfalls berlin-brandenburgisch organisiert. 

Auch wenn naturgemäß die Verflechtungen zwischen Berlin und seinem Umland (u.a. der Flughafenre-
gion) besonders eng sind, so reicht die Ausstrahlung Berlins nach ganz Brandenburg: Die große Mehrzahl 
der Unternehmen in den berlinfernen Regionen hat Absatz- und/oder Kooperationsbeziehungen nach 
Berlin. Aus der Prignitz pendeln mehr Menschen nach Berlin als nach Hamburg, aus der Niederlausitz 
pendeln mehr Menschen nach Berlin als nach Dresden.  

Die Hauptstadtregion ist – wie der Siemens-Campus und die Tesla-Ansiedlung und auch die fünf gemein-
samen Cluster der Innovationsstrategie Berlin-Brandenburg innoBB 2025 zeigen – bereits heute eine 
weltweit wettbewerbsfähige Wirtschaftsregion.  

Die gemeinsame Entwicklung des Standortes BER mit seinem Umfeld unter Einbeziehung von berlin-
brandenburgischen Innovationsclustern setzt die Sicherung der Arbeits- und Fachkräfteverfügbarkeit vo-
raus. Die Verbindung der Verkehrsfunktion mit Innovationsclustern bietet erhebliches Potential für einen 
Entwicklungsschub an dem Standort und für die gesamte Region, zumal Flughäfen heute weltweit Tech-
nologieträger darstellen.   

Dank der vielen Fachkräfte, einer exzellenten Wissenschafts- und Forschungslandschaft, gut angebun-
dener Flächen, sozialer Stabilität und der attraktiven weichen Standortfaktoren hat die Region Berlin-
Brandenburg alle Chancen, zu den erfolgreichen europäischen Regionen dieses Jahrzehnts zu gehören. 
Die Stärken beider Länder ergänzen sich und führen zusammen zu einer Mischung, die in Deutschland 
nur wenige andere Regionen aufweisen. Für die Stärkung des Innovationsstandortes Berlin-Brandenburg 
gilt es unter anderem, das bestehende länderübergreifende System der Informationsversorgung und des 
Informationsmanagements zukunftsgerichtet auszubauen. 

Zunehmend wird die Verfügbarkeit von Arbeits- und Fachkräften sowohl für Ansiedlungen als auch für die 
Entwicklung der in der Region bestehenden Unternehmen zum Schlüsselfaktor. Angesichts eines ge-
meinsamen Arbeitsmarktes, der durch zunehmende Pendlerbewegungen zwischen Berlin und Branden-
burg gekennzeichnet ist, werden beide Länder diese Herausforderung zusammen angehen. Regionale 
Arbeitsmarktunterschiede müssen dabei berücksichtigt werden. Orientierung finden beide Länder im Leit-
bild Gute Arbeit, um die Attraktivität der Hauptstadtregion für Fachkräfte und die Wettbewerbsfähigkeit 
der Unternehmen weiter zu erhöhen. Darüber hinaus sind auch Ausbildung und berufliche Weiterbildung 
der Beschäftigten sowie die Integration von Menschen mit Behinderung in den Arbeitsmarkt verstärkt in 
den Blick zu nehmen. Hierzu bedarf es auch im Hinblick auf das Qualifizierungschancengesetz des Bun-
des einer engen Abstimmung zwischen beiden Ländern und der Regionaldirektion Berlin-Brandenburg 
der Bundesagentur für Arbeit. 

Die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg nimmt durch eine Vielzahl laufender und erfolgreich umgesetz-
ter Vorhaben der Energiewende bundesweit eine Vorreiterrolle ein. Gleichzeitig bietet sie beste Voraus-
setzungen, auch im Zuge einer weiterhin erfolgreich fortschreitenden Energiewende und des hierfür er-
forderlichen stärkeren Ausbaus Erneuerbarer Energien, die Herausforderungen einer forcierten Wärme- 
sowie Verkehrswende erfolgreich anzugehen. Unverzichtbar ist in den genannten Sektoren ein deutlicher 
Fortschritt bei der Senkung des Energiebedarfs, z.B. durch betriebswirtschaftlich sinnvolle Maßnahmen 
im Gebäudebereich und bei der Veränderung des Modal Split im Mobilitätsbereich. Der bereits eingelei-
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tete gesamtgesellschaftliche Prozess hin zu einem stärker dezentralisierten Energiesystem auf Basis Er-
neuerbarer Energieerzeugung und verstärkter Flexibilisierung und Sektorenkopplung erfordert hohe An-
strengungen zur Abbildung der Energiebedarfe in den urbanen und industriellen Lastzentren der Gesam-
tregion. Berlin wird trotz des steigenden Anteils erneuerbarer Eigenversorgung, etwa aus der urbanen 
Photovoltaik-Nutzung, ein flexibler und dennoch verlässlicher Abnehmer für die in Brandenburg erneuer-
bar erzeugte Energie bleiben und diese im Wege der Sektorenkopplung nicht nur für die Elektrifizierung, 
sondern auch für die nachhaltige Wärmeversorgung und emissionsfreie Mobilität nutzen. Gleichzeitig gilt 
es, die Strukturentwicklung in der Lausitz zukunftsorientiert und nachhaltig auszugestalten, so dass Inno-
vations- und Wertschöpfungspotentiale gesichert und ausgebaut werden können. Wasserstoff kann hier-
bei ein zentraler technologischer Schlüssel für die weitere erfolgreiche Energiewende auch in der Haupt-
stadtregion sein. Berlin-Brandenburg bieten hier enormes Innovationspotential als gemeinsame Energie-
region verbunden mit der Chance, die Herausforderung des Kohleausstiegs für den erfolgreichen Auf- 
und Ausbau einer nachhaltigen und wettbewerbsfähigen Energiewirtschaft zu nutzen. 

Aufgrund der räumlichen Verbundenheit bietet es sich an, auch Fragen der Klimapolitik (Klimaschutz und 
–anpassung) gemeinsam zu betrachten und dafür gemeinsame Strategien und Maßnahmen in enger 
Abstimmung zu entwickeln und umzusetzen.   

Der gemeinsame Wirtschafts- und Entsorgungsraum Berlin-Brandenburg wird zukünftig noch größeren 
Anforderungen an eine ressourceneffiziente und klimafreundliche Kreislaufwirtschaft gerecht werden 
müssen. Synergien in der abfallwirtschaftlichen Planung, z. B. auf den Gebieten der Abfallvermeidung 
und Ressourceneffizienz, sollten genutzt und in enger Zusammenarbeit ausgebaut und optimiert werden. 

 

Handlungsfeld 4: Bürgerschaftliches Engagement, Medien und Demokratieförderung 

Bürgerschaftliches Engagement und eine wache Zivilgesellschaft sind tragende Säulen eines respektvol-
len Miteinanders. Sie stärken den gesellschaftlichen Zusammenhalt und eine lebendige demokratische 
Kultur. Berlin und Brandenburg setzen sich daher dafür ein, auf lokaler, regionaler, nationaler und euro-
päischer Ebene die Rahmenbedingungen für Engagierte dauerhaft und nachhaltig zu verbessern, eine 
engagementfördernde Infrastruktur auf- und auszubauen sowie die Förderung einer alle Generationen 
umfassenden Freiwilligenkultur zu unterstützen. Die Auszeichnung Berlins als European Volunteering 
Capital 2021 wird als Chance für die Hauptstadtregion insgesamt gesehen. 

Beide Länder setzen auf die Entwicklung starker, offener und lebendiger Städte, Gemeinden und Quar-
tiere als die Orte, an denen demokratische Teilhabe als erstes und am unmittelbarsten ermöglicht wird 
und Bürgerinnen und Bürger Verantwortung im Gemeinwesen übernehmen. Das Engagement der ge-
wählten Kommunalpolitikerinnen und –politiker als Ansprechpersonen, die täglich Demokratie leben und 
sich für ihre Mitbürgerinnen und Mitbürger starkmachen, ist dabei unverzichtbar und verdient großen Res-
pekt. 

Zu einer lebendigen Demokratie gehören auch Medienvielfalt und eine demokratische Öffentlichkeit. Ber-
lin und Brandenburg sehen sich als Garanten der Pressefreiheit und öffentlich-rechtlicher Medien, die 
freie Meinungsbildung auf der Basis von Qualitätsjournalismus ermöglichen. Die Sicherung von Medien-
vielfalt und flächendeckender Berichterstattung wie auch eines niedrigschwelligen und barrierefreien Zu-
gangs zu einem breiten Medien- und Informationsangebot - sowohl analog wie auch digital - sind unver-
zichtbare Voraussetzungen für gesellschaftliche Teilhabe. 

Beide Länder arbeiten eng zusammen, um – im Sinne einer wehrhaften Demokratie – die Klarheit und 
Härte des Rechtsstaats den Angriffen entgegenzusetzen, denen sich demokratisch gewählte Politikerin-
nen und Politiker sowie Menschen ausgesetzt sehen, die Minderheiten angehören beziehungsweise sich 
für Demokratie und Menschenrechte einsetzen. Ausgrenzung von und Attacken gegen Juden, Muslime, 
LSBTI und andere Gruppen unserer Gesellschaft, Drohungen und Angriffe gegen Repräsentantinnen und 
Repräsentanten unseres demokratischen Staats sowie die Einschränkung von Entfaltungsmöglichkeiten 
für die demokratische Zivilgesellschaft sind immer ein Angriff auf unsere Demokratie als Ganzes. Einrich-
tungen und Einzelpersonen, die bedroht werden, müssen sich auf einen angemessenen Schutz durch 
Justiz und Polizei verlassen können. 
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Berlin und Brandenburg verstehen sich als Impulsgeber für ein solidarisches Europa, das gemeinsame 
Antworten auf die globalen Herausforderungen entwickelt, zu denen auch die zunehmenden Angriffe ge-
gen Freiheit, Demokratie und Rechtstaatlichkeit gehören. Berlin und Brandenburg setzen sich daher für 
die Stärkung der Demokratie und der Zivilgesellschaft in der Europäischen Union ein, um den Kern der 
europäischen Idee für alle erlebbar zu machen und die Identifikation der Bürgerinnen und Bürger mit der 
Europäischen Union als demokratischer Wertegemeinschaft zu fördern. 

Demokratie kann nur als Geschlechtergerechtigkeit gelingen. Maßnahmen der Demokratieförderung 
haben daher die Gleichstellung der Geschlechter sowie Gender Mainstreaming, Chancengleichheit und 
Diversity-Mainstreaming mit in den Blick zu nehmen. 

Gleichzeitig ist die Stärkung der Demokratie als gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu betrachten. So 
müssen alle hier lebenden Menschen, sowohl Ankunftsgesellschaft als auch Zugewanderte, in 
demokratische Prozesse miteinbezogen werden. 

 

Handlungsfeld 5: Natürliche Lebensgrundlagen und Lebensqualität (insbesondere Gesundheit, soziale 
und grüne Infrastruktur, Wasserver- und -entsorgung sowie Kriminalitätsbekämpfung) 

Durch das Miteinander von Brandenburg als naturreichem Flächenland und Berlin als urbaner Metropole 
vereint die Hauptstadtregion eine kulturräumliche Vielfalt wie nur wenige andere Metropolregionen in 
Deutschland. Diese Vielfalt sichert eine hohe Lebensqualität und ist eine strategische Ressource, die es 
– u.a. im Rahmen der abzustimmenden Nachhaltigkeitsaktivitäten beider Länder – zu erhalten und noch 
stärker zu nutzen gilt. Das gilt zuvorderst für die natürlichen Lebensgrundlagen: Ihre Sicherung und Ent-
wicklung, u.a. durch den Freiraumverbund, die Wahrung und Verbesserung der Wasserqualität sowie 
durch Großschutzgebiete, trägt wesentlich zum Erholungswert für Menschen aus Berlin und Branden-
burg, aber auch für Touristen, bei. Gleichzeitig werden so Pflanzen und Arten geschützt. Die Fortsetzung 
der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Landwirtschaft und der Entwicklung des ländlichen Raumes 
erfolgt ab 2020 auf der Basis eines neuen Landwirtschaftsstaatsvertrages zwischen Berlin und Branden-
burg. In Bereichen, die einen Zugriff auf die natürlichen Lebensgrundlagen erfordern – wie z.B. der Schaf-
fung von Wohnungsbauflächen, Verkehrsinfrastruktur, Schulen oder Deponiekapazitäten – ist ein trans-
parentes, zwischen beiden Ländern noch enger abgestimmtes Vorgehen wichtig. 

Die Spree hat für die Trinkwasserversorgung Berlins und Teilen von Brandenburg Bedeutung. Der über-
wiegend durch aktiven und Sanierungsbergbau verursachte hohe Sulfatgehalt und durch Klimawandel 
und Kohleausstieg sinkende Wassermengen stellen zentrale Herausforderungen bei der Trinkwasserver-
sorgung dar. Der Kohleausstieg soll Ausgangspunkt für eine mittel- bis langfristige nachhaltige Sanierung 
des gesamten Wasserhaushaltes der Spree werden. Die Bundesländer Berlin und Brandenburg werden 
die Zusammenarbeit mit dem Freistaat Sachsen und dem Bund weiter intensivieren und sich zu den 
erforderlichen Maßnahmen auszutauschen.  

In Bezug auf die Erzeugung landwirtschaftlicher Produkte und ihre Vermarktung in Berlin gilt Gleiches: 
Auch hier bietet das Zusammenspiel von ländlichen Regionen mit Berlin als großem Absatzmarkt gute 
Entwicklungschancen. Bisher haben die eingeschränkte regionale Verfügbarkeit von landwirtschaftlichen 
Produkten und fehlende Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen jedoch dazu geführt, dass die Po-
tentiale des Berliner Absatzmarktes nicht im eigentlich möglichen Maß durch die brandenburgische Land-
wirtschaft genutzt werden konnten. Die Nachfrage nach regionalen und ökologischen Landwirtschafts-
produkten in der Hauptstadtregion übersteigt das Angebot. Durch Austausche zur Vertiefung der Prob-
lemanalyse und Entwicklung von Lösungsvorschlägen mit den verschiedenen Stakeholdern sollen hier in 
den kommenden Jahren deutliche Fortschritte erzielt werden. Ziel ist es, die Weiterentwicklung einer 
nachhaltigen Ernährungswirtschaft zu stärken und gemeinsame Projekte zu entwickeln, die einen Beitrag 
dazu leisten können, die Marktbeziehungen in der Ernährungswirtschaft zwischen Berlin und Branden-
burg auszubauen. Das gilt auch für die verwandte Thematik der Abstimmung der ernährungspolitischen 
Strategien und Zielvorstellungen beider Länder. 

Neben den natürlichen Lebensgrundlagen sind die Weiterentwicklung der sozialen Infrastruktur und der 
Erhalt der Gesundheit wesentliche Faktoren zur Sicherung der Lebensqualität. Bei Investitionen in die 
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soziale und grüne Infrastruktur werden insbesondere in den Gemeinden im Berliner Umland und in den 
Berliner Außenbezirken übergemeindliche Konzepte und Planungen entwickelt, die zunehmend die Re-
gion als Gesamtgebilde betrachten und nicht an Landkreis- oder Landesgrenzen Halt machen.  

Die gemeinsame Krankenhausplanung ist der Schlüssel für eine abgestimmte Gesundheitsversorgung in 
der Region. Der neue Masterplan „Berlin-Brandenburg – Zukunft der Gesundheit“ wurde im Sommer 2020 
fertiggestellt. Die gemeinsame Vernetzungsarbeit ist so auf die aktuellen Entwicklungen und Herausfor-
derungen in der Hauptstadtregion, welche sich als Schwerpunktthemen in der Gemeinsamen Innovati-
onsstrategie wiederfinden, ausgerichtet. Zuvorderst zu nennen ist dabei die Digitalisierung. 

Die verstärkte Zusammenarbeit zur Regelung von gebietsbezogenen Umgebungslärmproblemen durch 
Lärmkartierung bzw. Lärmaktionsplanung und von Fluglärmbelastungen durch Anpassung der jeweiligen 
Lärmschutzbereiche für den Flughafen BER ist ein weiterer zu beachtender Aspekt der gemeinsamen 
Wahrung bzw. Verbesserung der Lebensqualität einschließlich der Gesundheit in der Hauptstadtregion 
Berlin-Brandenburg. Da Luftschadstoffe an der Grenze nicht Halt machen, liegt es nahe, die Zusammen-
arbeit beider Länder auch im Rahmen der in den nächsten Jahren geplanten Erarbeitung der Berliner 
Luftreinhaltestrategie 2030 und der Evaluierung von Luftreinhalteplänen in Brandenburg zu verstärken, 
um mit gemeinsam abgestimmten Maßnahmen schrittweise die Richtwerte der Weltgesundheitsorgani-
sation für die Luftqualität zu erreichen.  

Zur Sicherung der Lebensqualität gehört auch, dass in beiden Ländern die Kriminalität möglichst niedrig 
ist. Kriminelle und politische Extremisten kennen keine Ländergrenzen. Deswegen ist eine länderüber-
greifende Zusammenarbeit der Polizeien und der Verfassungsschutzbehörden beider Länder wichtig. Re-
gelmäßig werden schon seit vielen Jahren neben einem ebenen-bezogenen Informationsaustausch und 
einer engen lagebezogenen Zusammenarbeit auch koordinierte Einsatzmaßnahmen durchgeführt. So-
fern im Zusammenhang mit Einsatzmaßnahmen die Zuständigkeitsbereiche beider Länder betroffen sind, 
kann die Bewältigung im Rahmen eines gemeinsamen Einsatzes, insbesondere durch Bildung eines Lan-
deseinsatzabschnittes und mithin durch Eingliederung in den Einsatz der schwerpunktmäßig betroffenen 
bzw. federführenden Behörde oder durch abgestimmte Einsatzmaßnahmen erfolgen. Darüber hinaus un-
terstützt das Land Berlin das Land Brandenburg bei der Bekämpfung grenzraumspezifischer Kriminalität 
an der Grenze zu Polen. Für die Zukunft wird neben der Fortsetzung der bestehenden Zusammenarbeit 
die Abstimmung zwischen beiden Ländern bei neuen oder stärker werdenden Kriminalitätsformen wie 
Cyberkriminalität oder organisierter Kriminalität im Mittelpunkt stehen. 

 

Handlungsfeld 6: Digitale Transformation  

Die Digitalisierung ist ein Prozess, der alle gesellschaftlichen Bereiche erfasst hat: Wirtschaft, Arbeit, 
Wissenschaft, Kultur, Verwaltung, Mobilität, Gesundheit, Schule, Kriminalitätsbekämpfung, Gerichtsver-
fahren Forst- und Landwirtschaft usw. – jeder dieser und viele weitere Bereiche werden sich in den kom-
menden Jahren erheblich verändern. Eine grundlegende Voraussetzung für die positive Teilhabe an den 
digitalen Veränderungen ist der Ausbau der digitalen Infrastruktur. Der weitere Ausbau der Breitbandinf-
rastruktur, eine weitgehende Abdeckung mit dem 4G-Mobilfunkstandard und der zunehmende Ausbau 
des 5G-Standards sind Voraussetzung für die Teilhabe an der Digitalisierung. Eine weitere grundlegende 
Voraussetzung ist der barrierefreie Zugang zu allen digitalen Angeboten. 

Berlin und Brandenburg begreifen die Digitalisierung nicht als unbeeinflussbar ablaufenden Prozess. Sie 
kann vielmehr politisch gestaltet werden. Insbesondere drei Gründe sprechen dafür, dass Berlin und 
Brandenburg die Digitalisierung gemeinsam gestalten:  

Die digitalen Herausforderungen in den o.g. Bereichen unterscheiden sich kaum zwischen beiden Län-
dern. Deswegen sollte mit den vorhandenen Ressourcen vor allem die noch engere Kooperation der 
Akteure unterstützt werden. Durch eine gute Vernetzung und das Ausschöpfen der bestehenden Poten-
tiale können gemeinsam neue digitale Anwendungen und Prozesse entwickelt werden. Dies gilt insbe-
sondere im Bereich der Verwaltungsmodernisierung, in dem die Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) gemeinsame Herausforderung ist. In diesem Sinne haben sowohl Berlin als auch Brandenburg 
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Verantwortung als Federführer in Themenfeldern der OZG-Umsetzung übernommen und sind bestrebt, 
die jeweiligen Bemühungen miteinander zu verknüpfen. 

Die Digitalisierung wird zu veränderten Raummustern führen. In ländlichen Teilräumen Brandenburgs 
entwickelt sich zunehmend eine vielfältige Kreativszene, die mit innovativen Arbeitsprojekten zur Bele-
bung der jeweiligen Regionen sowie zur Stärkung der lokalen Gesellschaften beiträgt (diese Kreativszene 
benötigt nicht nur digitale Infrastrukturen, sondern auch eine gute verkehrliche Erreichbarkeit). Durch die 
Digitalisierung hat diese Entwicklung in den letzten Jahren einen deutlichen Schub erfahren. Berlin bleibt 
dabei aber ein wesentlicher Bezugspunkt dieser „ländlichen Kreativszene“. Der Anteil derjenigen, die sich 
„berlin-brandenburgisch“ fühlen, wird so steigen. Darüber hinaus können telemedizinische Anwendungen 
ein wichtiger Baustein sein, um die Digitalisierung im ländlichen Raum voranzutreiben und gleichzeitig für 
deren Akzeptanz zu werben. 

 
Handlungsfeld 7: Wissenschaft, Forschung, Kultur und Bildung 

Die Wissenschafts- und Forschungseinrichtungen der Hauptstadtregion nehmen in zahlreichen Berei-
chen weltweit eine Spitzenposition ein. Innerhalb der Region sind u.a. ihre Vernetzung und Spezialisie-
rung in einzelnen Themenfeldern weit vorangeschritten. Neben dem Erhalt und der weiteren Erhöhung 
der exzellenten Wissenschafts- und Forschungspotentiale steht die Wissenschaftsregion Berlin-Branden-
burg in den zwanziger Jahren vor zwei zentralen Herausforderungen: Zum einen gilt es, diese Potentiale 
verstärkt für Wertschöpfung und die Entwicklung der Region zu nutzen. Die Technologie- und Innovati-
onsstandorte in Berlin und Brandenburg spielen dabei eine wichtige Rolle. Zum anderen muss die gesell-
schaftliche Reichweite der Wissenschaftseinrichtungen und ihr Beitrag zur Schaffung von Lösungen für 
drängende Fragen des neuen Jahrzehnts gemeinsam unterstützt werden. Gerade die Wissenschaft und 
ihre Ergebnisse bilden die Basis für das Funktionieren einer Gesellschaft, die die Herausforderungen 
demografischer Veränderungen annehmen muss.  

Die wissenschaftlichen Einrichtungen in der Region sollen hierbei verstärkter zusammenarbeiten, um ar-
beitsteilig insbesondere den Prozess der Digitalisierung zu analysieren, gesellschaftliche Dynamiken, 
Mechanismen und Implikationen der Digitalisierung zu erforschen und um anwendungsorientiert Hand-
lungsempfehlungen an die Politik zu entwickeln. 

Das große und breite Forschungsfeld Digitalisierung erfordert das Zusammenwirken aller wissenschaftli-
chen Ressourcen der Hauptstadtregion. Ein Weg dorthin ist die Bündelung von Kompetenzen und die 
Schaffung neuer Digitalisierungsprofessuren. 

Ein wichtiger Unterpunkt dieser Herausforderungen ist, die in Berlin und im Land Brandenburg vorhan-
dene Wissenschafts- und Forschungsexpertise sowie die Forschungsinfrastrukturen durch die Intensivie-
rung der Kooperationen stärker als zuvor in allen Bereichen der Region zum Tragen wirksam werden zu 
lassen. 

Kultur und Geschichte vermitteln den Menschen Heimat und tragen zum Zusammenhalt der Gesellschaft 
bei. Die beiden Länder verfügen gemeinsam, mit den sich ergänzenden Ausprägungen von Metropole 
und Kulturregion über ein einzigartiges Potential. In die individuelle wie die regionale Identität fließen 
immer verschiedene Stränge und Traditionslinien ein. Die Vielfalt und Dichte des kulturellen Angebots 
der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg sowie die vielfältigen Möglichkeiten, öffentliche Räume zu nut-
zen und zu gestalten, sind wesentliche Faktoren für die ungebrochene Anziehungskraft sowohl der Met-
ropole Berlin als auch der Gemeinden des Berliner Umlands. Kreativität gehört zu den wichtigsten Mar-
kenzeichen Berlins, mindestens ein Viertel des Beschäftigungswachstums in den vergangenen Jahren ist 
auf die Zunahme der Beschäftigung in Kreativberufen zurückzuführen. Auch aus diesem Grund kann die 
Weiterentwicklung der Region nicht ohne eine Betrachtung und Entwicklung der kulturellen Potentiale 
Berlins und Brandenburgs erfolgen. 

Neben den kulturellen Leuchttürmen und Hotspots der Kreativszene spielen für die Bürgerinnen und Bür-
ger Berlins und Brandenburgs insbesondere die dezentralen und niedrigschwelligen wohnortnahen Kul-
tureinrichtungen, wie z.B. öffentliche Bibliotheken, Musikschulen, Jugendkunstschulen und kommunale 
bzw. bezirkliche Kultureinrichtungen eine wichtige Rolle, da diese die kulturelle wie auch soziale Teilhabe 
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wesentlich ermöglichen und damit letztlich die persönliche Lebensqualität mitbestimmen. Der gemein-
same Einsatz beider Länder für den Ausbau der dezentralen Kulturinfrastruktur bedarf insbesondere im 
Berliner Umland einer verstärkten Abstimmung und engen Zusammenarbeit. 

Zudem ist die Kultur (nach dem Sport) auch der Bereich mit den meisten Ehrenamtlichen. Die Vertie-
fung der Abstimmung der Ehrenamtsaktivitäten zwischen beiden Ländern und der Ausbau der gemein-
samen Ehrenamtskarte sind wichtig, um ehrenamtliches Engagement in der Hauptstadtregion weiter zu 
stärken. 

Im Bereich Bildung liegen Berlin und Brandenburg trotz unübersehbarer Fortschritte im zurückliegenden 
Jahrzehnt im deutschlandweiten Ländervergleich der schulischen Leistungen nur im Mittelfeld. Auch 
wenn in Brandenburg und in Berlin die Ursachen für diese Platzierung nicht vollkommen identisch sind, 
so besteht die gemeinsame Herausforderung, im deutschlandweiten Vergleich noch besser zu werden. 
Mit dem Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg, dem von den beiden Ländern gegrün-
deten Institut für Schulqualität und dem Sozialpädagogischen Fortbildungsinstitut Berlin-Brandenburg be-
stehen drei gemeinsame bildungspolitische Einrichtungen. Herausforderungen bestehen auch durch den 
länderübergreifenden Schulbesuch und die länderübergreifende Versorgung mit Plätzen in Kindertages-
einrichtungen. 

 

Handlungsfeld 8: Weltoffenheit, internationale Vernetzung und Zusammenarbeit mit Polen 

Berlin und Brandenburg werden international als Einheit wahrgenommen, die durch ihre Vielfalt über-
zeugt. Eine Abstimmung der internationalen und europäischen Aktivitäten beider Länder ist deswegen 
genauso wichtig wie gemeinsame Informationsportale und gemeinsame Delegationen zur Nutzung der 
vorhandenen wirtschaftlichen, wissenschaftlichen und kulturellen Potentiale der Region. Ebenso sollten 
Brandenburger und Berliner Institutionen wechselseitig bei internationalen Besuchen in der Region vor-
gestellt und gemeinsam beworben werden. Bei der Erschließung weiterer EU-Aktionsprogramme außer-
halb der Strukturfonds werden sich Brandenburg und Berlin eng abstimmen. Die Beziehungen der Met-
ropole und des Metropolenumlands spielen in der internationalen Netzwerkarbeit, insbesondere im Städ-
tenetzwerk Metropolis sowie im Netzwerk Europäischer Metropolregionen (METREX) eine zentrale Rolle. 

Die Verflechtung der Hauptstadtregion mit Polen ist eng, in Brandenburg hat die Zusammenarbeit mit 
dem Nachbarland sogar Verfassungsrang. In Berlin stellen polnische Staatsbürger seit langem die zweit-
größte Gruppe der in der Hauptstadt lebenden Ausländer. Mit insgesamt rund 71.500 polnischen Staats-
bürgern waren es im Jahr 2018 fast doppelt so viel wie Ende 2011. Darüber hinaus haben rund 45.000 
Berlinerinnen und Berliner mit deutscher Staatsangehörigkeit polnische Wurzeln. In Brandenburg bilden 
polnische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger seit langem die größte ausländische Gruppe, Ende 2018 
wohnten 20.000 Polinnen und Polen in der Mark. Schätzungsweise rund 17.000 Menschen pendeln von 
Polen nach Berlin (4.000) und Brandenburg (13.000). 

In zahlreichen Fachthemen, wie Verkehr, Sicherheit, Wirtschaft, Bildung und Spracherwerb sowie Kultur 
etc., existiert zwischen der Hauptstadtregion und polnischen Partnern ein intensiver Austausch. Dieser 
wird unter anderem in den Gremien der Deutsch-Polnischen Regierungskommission für grenzüberschrei-
tende und interregionale Zusammenarbeit (DPRK) auf regionaler und nationaler Ebene vorangetrieben. 
Ein zentrales Netzwerk für die Zusammenarbeit von Berlin und Brandenburg (sowie Sachsen und Meck-
lenburg-Vorpommern) mit den polnischen Wojewodschaften Lebuser Land, Westpommern, Niederschle-
sien und Großpolen ist zudem die Oder-Partnerschaft, die diesseits und jenseits der Oder die Entwicklung 
eines auf möglichst vielen Gebieten kooperierenden dynamischen Wirtschaftsraums zum Ziel hat. Für 
diese Regionen wurde durch den Raumordnungsausschuss der DPRK überdies das Gemeinsame Zu-
kunftskonzept 2030 für den deutsch-polnischen Verflechtungsraum als strategisch-konzeptioneller Rah-
men für die weitere Zusammenarbeit entwickelt und 2016 von der Deutsch-Polnischen Regierungskom-
mission verabschiedet. Gemeinsame Zielsetzung von Oderpartnerschaft und Zukunftskonzept ist dabei 
die Stärkung der urbanen Zentren als wichtige Impulsgeber der deutsch-polnischen Zusammenarbeit bei 
gleichzeitiger Nutzung dieser Impulse für die Entwicklungspotentiale der ländlichen Räume rechts und 
links der Oder.  
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Trotz des steigenden Austausches der Hauptstadtregion mit Polen ist das Niveau der Verflechtung - ge-
messen an Kriterien wie der Zahl der grenzüberschreitenden Pendler oder dem Erlernen der Nachbar-
sprache - niedriger als in Euroregionen an der westdeutschen Grenze (z.B. Maas-Rhein oder Saar-Lor-
Lux). Ziel der Zusammenarbeit zwischen Brandenburg und Berlin sollte die weitere Intensivierung der 
Verflechtung mit Polen sein. Langfristig sollte die Strategie zur Entwicklung der Hauptstadtregion entlang 
der Schienenverkehrsachsen nicht nur ganz Brandenburg umfassen, sondern auch nach Polen hinein 
verlaufen. 

Darüber hinaus engagiert sich die Hauptstadtregion erfolgreich in einer transnationalen Zusammenarbeit 
mit Regionen entlang des Scandria®Korridors, die im März 2019 durch die Gründung der Scandria®Alli-
anz verstetigt wurde. Hier verbindet eine europäische Wirtschaftsachse den skandinavischen Raum über 
Berlin und Brandenburg mit Südeuropa. Als Vorsitzende der Kooperation koordiniert die Hauptstadtregion 
die Themen Einsatz alternativer Kraftstoffe, digitalisierte Multimodalität und grenzüberschreitende Infra-
strukturen strategisch für eine stimmige Regionalentwicklung entlang des europäischen Korridors. 

 

III. Weiteres Verfahren 

Die Landesregierungen von Brandenburg und Berlin streben eine Verabschiedung eines auf diesen Über-
legungen basierenden Strategischen Gesamtrahmens der Zusammenarbeit in der Hauptstadtregion auf 
einer Gemeinsamen Kabinettsitzung im I. Quartal 2021 an.  
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Strategischer Gesamtrahmen Hauptstadtregion 

Vorhabenliste 

Stand: 28. September 2020 

 

Am 23. Juni 2020 haben der Senat von Berlin und die Landesregierung Brandenburg die gemeinsame 
Erarbeitung eines Strategischen Gesamtrahmens Hauptstadtregion (SG-HR) beschlossen. In diesem Zu-
sammenhang wurden acht Handlungsfelder definiert und für jedes dieser Felder erste Überlegungen 
förmlich zur Kenntnis genommen. Ebenfalls beschlossen wurde die Einrichtung eines Lenkungskreises 
auf Staatssekretärs-Ebene. Eine der Aufgaben des Lenkungskreises ist es, gemeinsame Vorhaben zur 
Untersetzung des SG-HR inhaltlich abzustimmen. Dem dient der hier vorliegende Entwurf. Verbindendes 
Element aller acht Handlungsfelder und der jeweils zugehörigen Vorhaben ist, dass sie für Berlin und das 
gesamte Land Brandenburg von Bedeutung sind. Mit den Vorhaben soll die Hauptstadtregion in Gänze, 
ausdrücklich einschließlich des sog. weiteren Metropolenraumes, gestaltet werden. 

 

Handlungsfeld 1: Siedlungsentwicklung und Wohnungsmarkt  

 Ausbau der Entwicklungsachse Berlin-Lausitz (Federführung: SenStadtWohn/ StK) 

Die Lausitz wird mit Inkrafttreten des Strukturstärkungsgesetzes einen starken Transformationsprozess 
mit zahlreichen Maßnahmen in den Bereichen Wirtschaft, Digitalisierung, Wissenschaft, Klimaschutz, Er-
neuerbare Energien u.a. starten können. Insbesondere mit Blick auf die gemeinsame Innovationsstrate-
gie, das Achsenkonzept entlang der Görlitzer Bahn (Eisenbahnstrecke Berlin-Cottbus-Görlitz) sowie die 
zahlreichen weiteren Anknüpfungspunkte, die mit Berlin bestehen, wird es insbesondere zum Beginn der 
Umsetzung des Strukturstärkungsgesetzes eine gemeinsame Koordinierung von möglichen gemeinsa-
men Maßnahmen zwischen Brandenburg (Lausitz) und Berlin geben. 

 

 Wohnungsbau in den Städten der 2. Reihe und im Berliner Umland (Federführung: SenStadt-
Wohn/ MIL) 

Die angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt in Berlin und Potsdam bewirkt einen verstärkten Woh-
nungsbau in den Gemeinden des Berliner Umlands entlang von Bahnstrecken (sog. Achsengemeinden) 
sowie in bahnhofsnahen Lagen der Städte der 2. Reihe. Dabei geht es sowohl um Geschosswohnungs-
bau als auch um Einfamilienhäuser. Die Länder Brandenburg und Berlin werden ihre Zusammenarbeit in 
Sachen Wohnungsbau weiter intensivieren. Hierzu haben sich die Länder auf einen Dialog Wohnungs-
marktbeobachtung Berlin-Brandenburg verständigt, um gemeinsame Zielstellungen auszuloten. 

 

 Konzepte für Siedlungsachsen im Berliner Umland und für Entwicklungsachsen in den weiteren 
Metropolenraum (Federführung: SenStadtWohn/ MIL) 

Die Entwicklung auf den Siedlungsachsen im Berliner Umland ist zur Lösung von Fragen des Wohnungs-
baus auch weiterhin wichtig. Dabei geht es um die themenübergreifende Weiterentwicklung hin zu Ent-
wicklungsachsen. Dabei sind auch künftig die Themen Wohnen, Verkehr, soziale und grüne Infrastruktur, 
Wirtschaft/ Arbeit, Digitalisierung und ggf. Wissenschaft zusammen zu denken. Bei der Entwicklung in 
den Gemeinden des Berliner Umlandes müssen sowohl die angrenzenden Bezirke Berlins als auch die 
brandenburgischen Gemeinden entlang der Bahnstrecken außerhalb des Berliner Umlandes mitgedacht 
werden.  

Gegenwärtig werden gemeindeübergreifende Konzepte entlang von zwei Siedlungsachsen entwickelt 
(Ahrensfelde-Werneuchen und Wustermark-Nauen). Diese Konzepte ermöglichen die Identifizierung 
zentraler Handlungsfelder. Hinzu kommen mehrere Landesgrenzen überschreitende stadtregionale Ko-
operationsvorhaben, wie das Achsenkonzept Pankow-Wandlitz, das Vorhaben zur Ermittlung regionaler 
Mehrbedarfe von sozialen Infrastruktureinrichtungen entlang der S5/RB26-Achse, ein Projekt zur Weiter-
führung von Radschnellwegen aus dem Berliner Südwesten nach Brandenburg sowie ein Projekt zur 
Reduzierung des Schwerlastverkehrs zwischen dem Güterverkehrszentrum (GVZ) Großbeeren und dem 
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Gewerbegebiet in der Motzener Straße in Berlin-Marienfelde (vgl. hierzu auch Ausführungen im Hand-
lungsfeld 2). Die in diesen Projekten gesammelten Erfahrungen und Erkenntnisse sollen aufbereitet und 
für stadtregionale Kooperationen auf den anderen Siedlungsachsen nutzbar gemacht werden.  

Künftig sollen im Rahmen einer konzeptionell themenübergreifenden Herangehensweise die Entwicklun-
gen auf den Achsen entlang der Bahnstrecken über das Berliner Umland hinaus im Sinne von Entwick-
lungsachsen gedacht werden. Die Strategie zur Entwicklung der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 
entlang der Bahnstrecken, die eingebettet sind in breite Entwicklungskorridore, soll das ganze Land Bran-
denburg umfassen. 
 

 Austausch mit Umland und Außenbezirken / Einbeziehung der Kommunen und Bezirke (Feder-
führung: SenStadtWohn/ MIL) 

Ende 2019 hat das Berliner Umland höchstwahrscheinlich die Schwelle von 1 Mio. Einwohner überschrit-
ten. Zwei Fünftel der gesamten brandenburgischen Bevölkerung leben im Berliner Umland, mit steigender 
Tendenz. In Berlin wiederum leben rund 70 Prozent der Bevölkerung (gut 2,6 Mio. Menschen) außerhalb 
des Berliner S-Bahnringes. Angesichts ihrer Bevölkerungszahl spielen Umland und Außenbezirke bei der 
Stärkung der Hauptstadtregion eine wichtige Rolle. Mit den vier nach Himmelsrichtungen organisierten 
Arbeitsgemeinschaften des Kommunalen Nachbarschaftsforums (KNF) bestehen bereits etablierte Ko-
operationsstrukturen, in denen sich Umlandgemeinden und Außenbezirken regelmäßig miteinander aus-
tauschen. Durch die Institutionalisierung des KNF als eingetragener Verein im Mai 2020 wird es als Platt-
form für die interkommunale Zusammenarbeit im Kernraum der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg 
weiter gestärkt. Neben dieser „horizontalen“ Zusammenarbeit auf kommunaler Ebene ist auch der Aus-
tausch mit den beiden Landesebenen zur Bewältigung der spezifischen Herausforderungen im Umland 
und den Außenbezirken sowie an der Schnittstelle von beiden wichtig. Dieser soll in Zukunft verstärkt 
werden. 

 

Handlungsfeld 2: Mobilität 

 i2030: Berlin und Brandenburg werden das Infrastrukturvorhaben i2030 mit folgenden Maßnah-
men voranbringen (Federführung: SenUVK/ MIL): 
 
- Inbetriebnahme Stammstrecke Heidekrautbahn 

Die Stammstrecke der Heidekrautbahn, für die in Teilen bereits Planrecht besteht, wird gemäß aktuellem 
Planungsstand in der ersten Hälfte der zwanziger Jahre in Betrieb genommen werden. Mit der Errichtung 
des korrespondierenden Abschnittes der Nordbahn wird dann Ende der 20er Jahre die Einführung eines 
30-min-Taktes nach Berlin-Gesundbrunnen erfolgen können. Um die Inbetriebnahme abzusichern, erfolgt 
zeitnah eine Antragstellung beim Bund für eine Förderung auf Grundlage des Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetzes. 

 
- Verlängerung der S 2 von Blankenfelde nach Rangsdorf 

Die Wiederinbetriebnahme der nach dem Mauerbau stillgelegten S-Bahn-Strecke von Blankenfelde nach 
Rangsdorf ist zusammen mit der Wiederinbetriebnahme der S-Bahn von Hennigsdorf nach Velten und 
von Jungfernheide nach Gartenfeld (siehe jeweils nachstehend) eine der ersten drei S-Bahn-Verlänge-
rungen im Rahmen von i2030. Im Mai 2020 hat das Land Brandenburg bei der Deutschen Bahn die 
Planungen für die Leistungsphasen 2-4 der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (Vor-, Ent-
wurfs- und Genehmigungsplanung) beauftragt. Die Eröffnung soll bis Ende des Jahrzehnts erfolgen. Pa-
rallel zur Planung für die S-Bahn-Verlängerung werden im Rahmen der Gestaltung der Achse Dresdner 
Bahn auch die Überlegungen zur Wirtschaftsentwicklung – insbesondere am Standort Dahlewitz – und 
zur Siedlungsentwicklung in der Achse konzeptionell weiterentwickelt und umgesetzt (siehe Handlungs-
felder Siedlungsentwicklung und Wohnungsmarkt sowie Wirtschaftsansiedlung, Fachkräfte und Energie). 
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- Vorhaben Nordwest: Streckenausbau für Taktverdichtung und Verlängerung der S 25 von 
Hennigsdorf nach Velten sowie Ausbau Prignitz-Express 

Das i2030-Vorhaben Nordwest hat sowohl die Wiederinbetriebnahme der 1983 stillgelegten S-Bahn von 
Hennigsdorf nach Velten (heutige S 25) und den 2-gleisigen Streckenausbau der S-Bahn für eine Takt-
verdichtung als auch den Ausbau des Prignitz-Expresses (RE 6) von Velten nach Neuruppin mit langfris-
tiger Durchbindung nach Gesundbrunnen zum Gegenstand. Für den Abschnitt Velten – Neuruppin wird 
das Land Brandenburg in diesem Jahr die Entwurfsplanung beauftragen. Die Verlängerung der S 25 von 
Hennigsdorf nach Velten soll im Rahmen eines zweigleisigen Ausbaus im Gemeinschaftsbetrieb S-Bahn/ 
Fernbahn realisiert werden. Die Eröffnung soll gemäß aktuellem Planungsstand bis Anfang des nächsten 
Jahrzehnts erfolgen. Parallel zur Planung für die S-Bahn-Verlängerung werden im Rahmen der Gestal-
tung der Achse Kremmener Bahn auch die Überlegungen zur Wirtschaftsentwicklung und zur Siedlungs-
entwicklung in der Achse konzeptionell weiterentwickelt und umgesetzt (siehe Handlungsfelder Sied-
lungsentwicklung und Wohnungsmarkt sowie Wirtschaftsansiedlung, Fachkräfte und Energie). 

 

- Siemensbahn 

Die 1980 stillgelegte Siemensbahn von Jungfernheide nach Gartenfeld soll zur Anbindung des Sie-
menscampus wieder in Betrieb genommen werden. Berlin hat mit der Deutschen Bahn einen Finanzie-
rungsvertrag über vorgezogene Planungsleistungen für die technische Prüfung der Weiternutzung des 
Viadukts und Teilleistungen der Vorplanungen geschlossen. Erste Beauftragungen für Teilleistungen sind 
erfolgt. Ende 2019 wurde eine Machbarkeitsstudie zur Verlängerung der Siemensban über Gartenfeld 
hinaus bis nach Hakenfelde ausgeschrieben. Der Finanzierungsvertrag für die gesamte Vor-, Entwurfs- 
und Genehmigungsplanung soll in 2020 geschlossen werden. 

 

- Weitere i2030-Vorhaben und i2030-Finanzierung 

Auch die weiteren i2030-Vorhaben werden vorangebracht. Ziel ist, dass die notwendigen Grundlagen- 
und Machbarkeitsuntersuchungen (Leistungsphasen 0 und 1 der HOAI) für alle Untersuchungskorridore 
spätestens 2021 abgeschlossen werden.  

Parallel dazu werden die Gespräche mit dem Bund zur Finanzierung von i2030 fortgesetzt. Die Ansatz-
punkte für weitere Verhandlungen liegen in den Schnittpunkten von i2030 zum Bundesverkehrswegeplan 
und Aspekten, die sich aus den Diskussionen zum Deutschland-Takt ergeben. Diese Punkte werden auch 
weiterhin als Ansatz für Sondierungen mit dem Bund genutzt. Die Länder Berlin und Brandenburg erwar-
ten weiterhin, dass der Bund seiner Verantwortung für den Ausbau der Schienenwege der Eisenbahnen 
des Bundes nachkommt und mittelbar oder unmittelbar die Finanzierung der erforderlichen Ausbaumaß-
nahmen sicherstellt. Zudem wird die Förderung des Infrastrukturausbauprogramms über Mittel der EU 
ausgelotet. Die Vorplanung (Leistungsphase 2) für den Korridor Spandau-Nauen wird mit ca. 7 Mio. EUR 
durch die Europäische Union im Rahmen des Programms Connecting Europe Facility (CEF) gefördert. 
Dies spiegelt die internationale Relevanz der geplanten Ausbaumaßnahme wider. Hier werden die beiden 
Länder unter der Federführung Brandenburgs weitere Gespräche führen. 

 

 Ausbau Eisenbahnstrecke Berlin – Stettin (Federführung: SenUVK/ MIL) 

Der Ausbau der Eisenbahnstrecke Berlin – Stettin („Stettiner Bahn“) zwischen Angermünde und Stettin 
verbindet Berlin mit der polnischen Ostseemetropole. Er wird darüber hinaus aber für den gesamten 
Nordosten Brandenburgs und insbesondere für die Uckermark eine strukturpolitische Wirkung entfalten. 
Der Ausbau der Stettiner Bahn mit seinen Wirkungen für die Uckermark und die Stärkung der Siedlungs-
achse entlang der Stettiner Bahn in Berlin und im Berliner Umland (Panketal/ Bernau, siehe Handlungs-
feld Siedlungsentwicklung und Wohnungsmarkt) sind Teil einer „von Pankow bis Tantow“ reichenden Ge-
samtstrategie. 

Der eigentliche Eisenbahnstreckenausbau zwischen Angermünde und Stettin wird auf deutscher Seite in 
zwei Abschnitten durchgeführt: Von Angermünde bis Passow und von Passow bis zur Staatsgrenze 
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Deutschland-Polen. Der Abschnitt Angermünde – Passow befindet sich derzeit in der Genehmigungspla-
nung. Das Planfeststellungsverfahren läuft seit Juni 2018. Der Baubeginn ist für 2021 vorgesehen, die 
Inbetriebnahme für 2025. Für den Abschnitt von Passow bis zur Staatsgrenze wird ein Baubeginn in 2024 
angestrebt sowie eine Inbetriebnahme 2026. Nach Abschluss der Arbeiten soll die Gesamtstrecke durch-
gängig mit maximal 160 km/h befahrbar sowie elektrifiziert sein. Durch die polnische Bahngesellschaft 
(PKP PLK) wird derzeit eine Machbarkeitsstudie zur Entscheidung zum zweigleisigen Ausbau des Stre-
ckenabschnitts von der Grenze bis zum Stadtrand Stettin durchgeführt. Der Abschluss und die Entschei-
dung zur Zweigleisigkeit seitens der PKP PLK wird 2021 erwartet. Der zweigleisige Ausbau zwischen 
Passow und der Staatsgrenze zu Polen konnte realisiert werden, weil die Länder sich mit einem Anteil 
von jeweils 50 Mio. € am Vorhaben des Bundes beteiligt haben. In dem Finanzierungsvertrag verpflichten 
sich außerdem die Länder Berlin und Brandenburg gegenüber dem Eisenbahninfrastrukturunternehmen, 
nach Fertigstellung des Vorhabens täglich 48 Züge zwischen Angermünde und Stettin zu bestellen. Zwi-
schen Berlin und Brandenburg muss im nächsten Schritt eine betreiberneutrale Beschaffung von Schie-
nenfahrzeugen realisiert werden, die für die unterschiedlichen Strom- und Zugsicherungssysteme geeig-
net sind, da wegen der notwendigen Ausschreibung auf deutscher Seite die Eisenbahnverkehrsunterneh-
men nicht bereit sind, entsprechende Fahrzeuge auf eigenes Risiko zu beschaffen. Hier sind auch Ab-
stimmungen mit der nationalen Regierung in Warschau, u.a. in der Deutsch-Polnischen Regierungskom-
mission und beim Deutsch-Polnischen Bahngipfel durch den brandenburgischen Ministerpräsidenten (in 
seiner Eigenschaft als Polen-Beauftragter der Bundesregierung) notwendig. 

 

 Ausbau der Ostbahn und Wiederbelebung der Bahnverbindung Cottbus – Zielona Góra“ (Feder-
führung: SenUVK/ MIL) 

Am 5. August 2020 jährt sich das einjährige Jubiläum der Unterzeichnung des Memorandums durch die 
Länder Berlin und Brandenburg mit der Wojewodschaft Lubuskie zum zweigleisigen Ausbau bzw. zur 
Elektrifizierung der Ostbahn auf deutscher Seite und zur Revitalisierung und Elektrifizierung der Strecke 
Guben – Czwerwinsk (Cottbus – Zielona Góra). Auf polnischer Seite laufen bereits Vorplanungen zur 
Elektrifizierung der Ostbahn und zum Ausbau der Strecke auf 160 km/h. Berlin und Brandenburg werden 
in eine gemeinsame Initiative mit der polnischen Seite für eine Aufnahme beider Strecken in das 
Transeuropäische Netzwerk (TEN) der EU als Entlastungstrecke zu Berlin – Frankfurt/Oder – Posen 
(Nordsee-Baltikum-Korridor) bei der anstehenden TEN-Revision starten. Ziel ist die Nutzung der 
Finanzierungsprogramme der EU (CEF) und des Bundes.  
 

 Ausbau weiterer Verkehrsverbindungen (Federführung: SenUVK/ MIL) 

Verkehrsmaßnahmen aus dem Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen (wie die Bahnstrecke Cottbus-
Berlin und der Ausbau der BAB 13) sollen der weiteren Erschließung der Lausitz dienen und einen wich-
tigen Baustein im Achsenkonzept Görlitzer Bahn spielen. Mittelfristig können so auch bessere grenzüber-
schreitende Fernverkehrsverbindungen (z.B. Berlin – Wroclaw) erzielt werden (s. Handlungsfeld 8). 
 

 Weiterführung von Berliner Radschnellverbindungen in die angrenzenden brandenburgischen 
Landkreise (Federführung: SenUVK/ MIL) 

Für die Radschnellverbindungen, die eine Verbindung zwischen der Innenstadt und den äußeren Bezir-
ken von Berlin darstellen (radiale Korridore), bietet sich grundsätzlich eine Weiterführung nach Branden-
burg an. Im Rahmen der Machbarkeitsuntersuchungen zu Radschnellverbindungen werden deshalb auch 
die potenziellen Anschlüsse an die Radverkehrsanlagen der Umlandgemeinden in Brandenburg und an 
Fernradwege untersucht. Die Länder Berlin und Brandenburg unterstützen gegenwärtig ein Kooperati-
onsprojekt des Landkreises Potsdam-Mittelmark mit dem Bezirk Steglitz-Zehlendorf, der Landeshaupt-
stadt Potsdam, der Stadt Teltow sowie den Gemeinden Kleinmachnow, Stahnsdorf, Nuthetal und Schwie-
lowsee, in dem ein länderübergreifendes Radschnellwegekonzept (u.a. für Pendler) entwickelt werden 
sollen. Die Projektergebnisse sollen in 2021 vorliegen und der Prozess könnte sodann auf andere Rad-
schnellwegeverbindungen übertragen werden. Auch die durch das Land Brandenburg gewonnenen Er-
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kenntnisse einer landesweiten Potentialanalyse zu Radschnellverbindungen sowie die Festlegung ein-
heitlicher Qualitätsstandards für die neue Wegekategorie werden die Entwicklung eines integrierten und 
länderübergreifenden Radwegenetzes unterstützen. 

 

 Wirtschaftsverkehre bündeln, um Verkehrsbelastungen zu reduzieren (Federführung: SenUVK/ 
MIL) 

Die Stadt Ludwigsfelde, der Bezirk Tempelhof-Schöneberg und die Gemeinde Großbeeren wollen ge-
meinsam mit dem Berliner Unternehmensnetzwerk Motzener Straße den Stückguttransport zwischen 
dem Güterverkehrszentrum Großbeeren und dem Bezirk Tempelhof-Schöneberg besser bündeln. Ziel ist, 
die Wirtschaftsverkehre zu minimieren und somit die Gesamtverkehrsbelastung der Region zu verringern. 
Die Länder Berlin und Brandenburg unterstützen dieses Vorhaben. Die Projektergebnisse sollen in 2021 
vorliegen und kommuniziert werden.  

Im Interreg Projekt Intergreen-Nodes verfolgen die Länder Berlin und Brandenburg in Zusammenarbeit 
mit verschiedenen Akteuren im Güterverkehr das Ziel einer besseren Verknüpfung multimodaler, umwelt-
freundlicher Transportmöglichkeiten in städtischen Knoten (grüne letzte Meile). Der Fokus liegt auf den 
Binnenwasserhäfen in Berlin und im Berliner Umland. Es soll ein regionaler Aktionsplan aufgestellt wer-
den, der auch die Flächenbedarfe für den Güterumschlag enthalten wird.  

 

Handlungsfeld 3: Wirtschaft, Fachkräfte, Energie und Klimaschutz 

 Abstimmung der Industriepolitik (Federführung: SenWiEnBe/ MWAE) 

Berlin und Brandenburg werden künftig die Industriepolitik enger abstimmen, um die Wettbewerbs- und 
Zukunftsfähigkeit der Hauptstadtregion zu steigern. Die Länder fühlen sich bei dieser Aufgabenstellung 
den Leitlinien für Umwelt- und Klimaschutz verpflichtet. Die projektbezogene Zusammenarbeit in ver-
schiedenen Branchen soll intensiviert werden. Zu großen Industrieansiedlungen findet ein regelmäßiger 
Informationsaustausch zwischen beiden Ländern statt. Außerdem sollen durch abgestimmte Vorgehens-
weisen und Standortkooperationen Synergien und positive Wirkungen aus den Strukturmitteln des Bun-
des für die Lausitz möglichst auch für an die Lausitz angrenzende Regionen generiert werden.   

 

 Zusammenarbeit der beiden Wirtschaftsfördergesellschaften (Federführung: SenWiEnBe/ 
MWAE) 

Die intensive und vertrauensbasierte Zusammenarbeit zwischen der Berlin Partner für Wirtschaft und 
Technologie GmbH und der Wirtschaftsförderung Land Brandenburg GmbH erstreckt sich bereits seit 
Jahren auf alle Handlungsfelder für eine unternehmensbezogene und innovative Weiterentwicklung der 
Wirtschafts- und Metropolregion Berlin-Brandenburg. Diese Zusammenarbeit beider Gesellschaften ist 
im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung verbindlich definiert. Ziel ist es, die Chancen und Herausfor-
derungen der wachsenden Hauptstadtregion für die Unternehmen gemeinsam zu nutzen und zukunfts-
orientiert zu bewältigen. Ziel der Kooperation ist auch, die gemeinsamen Stärken der Hauptstadtregion 
national und international zur Geltung zu bringen. Die Kooperation erstreckt sich auf die Felder „Cluster-
management“, „Unternehmensakquisition“, „Bestandsentwicklung“ und „Standortmarketing und Internati-
onalisierung“. Aktuell planen beide Gesellschaften, ihre erfolgreiche und intensive Zusammenarbeit auf 
den Gebieten „Fachkräfte-“ sowie „Gewerbeflächenmanagement“ und „Ansiedlung“ auszubauen 

 

 Abgestimmte Fachkräftestrategie (Federführung: SenIAS/ MWAE) 

Angesichts eines Arbeitsmarktes, der durch zunehmende Pendlerbewegungen zwischen Berlin und Bran-
denburg gekennzeichnet ist, werden beide Länder bei ihren Anstrengungen zur Fachkräftesicherung eng 
zusammenarbeiten. Brandenburg wird abgestimmt mit Berlin die Fachkräftestrategie des Landes, insbe-
sondere im Hinblick auf die Digitalisierung, zu einer umfassenden Arbeitskräftestrategie für Brandenburg 
weiterentwickeln. Beide Länder eint die Orientierung am Leitbild Gute Arbeit sowie das Verständnis von 
Diversity und Chancengleichheit mit dem Ziel, die Attraktivität der Hauptstadtregion für Fachkräfte und 
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die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen weiter zu erhöhen. Die Zusammenarbeit auf der Ebene der 
Landesregierungen wird flankiert durch eine enge Zusammenarbeit der beiden Wirtschaftsförderungen 
sowie in den gemeinsamen Clustern, in denen das Thema Fachkräfte jeweils ein zentrales Handlungsfeld 
bildet. 

 

 Abstimmung in Bezug auf das Teilhabechancengesetz (Federführung: SenIAS/ MWAE) 

Die Arbeitslosigkeit war Ende 2019 so niedrig wie noch nie in der Hauptstadtregion seit der Wiederher-
stellung der Deutschen Einheit. Durch die Corona-Pandemie und die mit ihr einhergehende Konjunktur-
krise ist die Arbeitslosigkeit wieder gestiegen. Auch gibt es immer noch zu viele Menschen, die langzeit-
arbeitslos sind. Auf Bundesebene ist vor einem guten Jahr das Teilhabechancengesetz in Kraft getreten, 
mit dem gezielt Langzeitarbeitslose in den Arbeitsmarkt integriert werden sollen. Dabei geht es sowohl 
um Beschäftigungschancen auf dem privatwirtschaftlichen Arbeitsmarkt als auch in Kommunen und bei 
Beschäftigungsträgern. Aufgrund des gemeinsamen Arbeitsmarktes werden Berlin und Brandenburg die 
Umsetzung des Teilhabechancengesetzes miteinander eng abstimmen. 

 

Basis beider Vorhaben (Fachkräftestrategie und Teilhabechancengesetz) ist die Identifizierung der 
Hauptstadtregion als ein gemeinsamer Arbeitsmarkt. Dabei muss sowohl bei der Sicherung der Fachkräf-
tebasis bzw. der Entwicklung einer Fachkräftestrategie, als auch bei der Integration von Langzeitarbeits-
losen in den ersten und zweiten Arbeitsmarkt eine diversitygerechte und chancengleiche Zielgruppenan-
sprache und Integration in den Arbeitsmarkt sichergestellt werden. Der in der Gesamtstrategie formulierte 
Fokus der Integration von Menschen mit Behinderungen in den Arbeitsmarkt muss auf alle Diversitydi-
mensionen erweitert, und Diversity und Chancengleichheit beim Zugang zum Arbeitsmarkt als Quer-
schnittsaufgabe im Sinne eines Mainstreaming verstanden werden. Daher ist es zielführend und notwen-
dig, entsprechende Angebote für Arbeitgeber in der gesamten Hauptstadtregion auszubauen, diese für 
Diversitystrategien und Chancengleichheit zu sensibilisieren und zu deren Umsetzung zu beraten. 

 

 Gemeinsamer Sozialpartnerdialog (Federführung: SenIAS/ MWAE) 

Der Tatsache, dass Berlin und Brandenburg eine Wirtschafts- und Arbeitsmarktregion sind, haben beide 
Sozialpartner - sowohl die Gewerkschaften als auch die Unternehmerverbände - schon bald nach der 
Wiederherstellung der deutschen Einheit Rechnung getragen und sich berlin-brandenburgisch organi-
siert. Die Herausforderungen, die zwischen Politik und den Sozialpartnern zu erörtern sind, gleichen sich 
aus diesem Grund ebenfalls. Anknüpfend an diesbezügliche Veranstaltungen in der Vergangenheit soll 
es deswegen zukünftig anlassbezogene gemeinsame Veranstaltungen der Sozialpartnerdialoge von Ber-
lin und Brandenburg zu geeigneten länderübergreifenden Themenstellungen geben. 

 

 Standortmanagement für die Flughafenumfeldentwicklung (Federführung: SenFin/ StK) 

Das Umfeld des Flughafens Berlin-Brandenburg hat sich schon vor der Eröffnung des BER sehr dyna-
misch entwickelt. Dieser Trend wird sich nach der Eröffnung des Flughafens fortsetzen und beschleuni-
gen. Mit Themen wie Verkehrsanbindung, Gewerbegebiete, Wissenschaftsstandorte, Lärmschutz, Woh-
nungsbau und integrierte Planungs- und Abstimmungsprozesse spielen dabei viele ressortübergreifende, 
beide Länder berührende Fragen eine Rolle. Mit ihnen sind bereits viele Akteure vor Ort befasst. Dazu 
zählen u.a. das Kommunale Nachbarschaftsforum Berlin-Brandenburg (AG Süd), das Airport Region 
Team, die regionalen Wirtschaftsförderungen wie auch die Kommunale Arbeitsgemeinschaft Dialogforum 
Airport Region Berlin-Brandenburg. Letzteres befindet sich aktuell in einem Prozess, die verschiedenen 
Themenbereiche in einer Fortschreibung des Gemeinsamen Strukturkonzeptes miteinander zu verbinden 
und daraus Handlungsempfehlungen für die Zukunft zu generieren. Die Länder Berlin und Brandenburg 
wollen die bereits bestehenden Akteure und Strukturen mit dem Ziel eines zentralen Standortmanage-
ments nutzen, um eine möglichst zeitnahe Umsetzung der verschiedenen Handlungsempfehlungen vo-
ranzutreiben. 
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 Lärmschutz (Federführung: SenUVK/ MLUK) 

Im Rahmen des strategischen Gesamtrahmens für die Hauptstadtregion erfolgt die gemeinsame Erarbei-
tung von Lärmkarten für den Großflughafen BER gemäß § 47 c BImSchG zum gesetzlichen Termin 
30.06.2022 jeweils für das brandenburgische und das Berliner Hoheitsgebiet unter Federführung Bran-
denburgs. Die Laufzeit des Vorhabens wird mit III/2021 bis IV/2022 veranschlagt. 

Im Rahmen des strategischen Gesamtrahmens für die Hauptstadtregion erfolgt darüber hinaus die ge-
meinsame Neuermittlung und Neufestsetzung des Lärmschutzbereichs für den Flughafen BER nach zwei 
vollständigen Flugplanperioden nach Inbetriebnahme gemäß § 4 Abs. 5 des Gesetztes zum Schutz gegen 
Fluglärm jeweils für das brandenburgische und das Berliner Hoheitsgebiet ebenfalls unter Federführung 
Brandenburgs. Die Laufzeit des Vorhabens wird mit III/2021 bis III/2022 veranschlagt. 

Das Land Brandenburg wird die gesetzliche Lärmaktionsplanung der brandenburgischen Kommunen im 
Flughafenumfeld gemäß § 47 d BImSchG innerhalb einer interkommunalen Arbeitsgemeinschaft mit ei-
nem Rahmenplan zur Lärmaktionsplanung im Umfeld des Flughafens BER (Teilaspekt Fluglärm) unter-
stützen und die Berliner Belange einbeziehen. Maßnahmen in Lärmaktionsplänen brandenburgischer 
Kommunen und Maßnahmen im Berliner Lärmaktionsplan (Teilaspekt Fluglärm) sowie die Berichterstat-
tung an die Europäische Kommission werden im Rahmen des Vorhabens gemeinsam abgestimmt. Die 
Laufzeit des Vorhabens wird mit III/2022 bis IV/2024 veranschlagt. 

 

 Regionale Nutzung von regional erzeugtem Strom (Federführung: SenWiEnBe/ MWAE) 

Zur Umsetzung der klimapolitischen Ziele ist es erforderlich, die Energieversorgung so weit wie möglich 
auf regenerative Energieträger zu stützen. Berlin und Brandenburg können als gemeinsam gedachte 
Energieregion Effizienzpotentiale heben. In diesem Zusammenhang sind auch Optionen zur Verbesse-
rung einer Nutzung regional erzeugten Stroms zu prüfen, zum Beispiel durch Förderung eines entspre-
chenden Netzwerkes oder auch durch die gezielte Unterstützung von erneuerbare Energie-Vorhaben re-
gionsansässiger Unternehmen i.S. von Best Practices. Sollte sich in diesem Zusammenhang erweisen, 
dass durch eine Änderung des bundesrechtlichen Rahmens eine sinnvolle Verbesserung für regionale 
Stromnutzung geschaffen werden könnte, werden die beiden Länder gemeinsam eine Bundesratsinitia-
tive dazu einbringen. Mittelfristig sind die Energiestrategien beider Länder enger zu verzahnen. Branden-
burg verfolgt über seine Energiestrategie das Ziel, bis zum Jahr 2030 100 Prozent der Bruttostromver-
bräuche erneuerbar abzubilden und den Anteil der erneuerbaren Energie am Primärenergieverbrauch auf 
32 Prozent zu erhöhen. In Berlin – mit der räumlichen Nähe von Wohnen, Arbeiten und Mobilität – ent-
stehen vielfältige Lösungen für eine effiziente Verteilung und Nutzung von Energie über die Sektoren. Die 
Hauptstadt strebt mit dem Berliner Energie- und Klimaschutzprogramm eine klimaneutrale Energiever-
sorgung bis 2050 an, unter anderem sollen 25 Prozent der Stromversorgung möglichst rasch durch So-
larenergie gedeckt und bis 2030 die Nutzung von Kohle zur Energieerzeugung beendet werden. Zur voll-
ständigen Defossilierung der Wärmeversorgung soll erneuerbarer Überschussstrom eingebunden wer-
den. Das hohe Erzeugungspotential von Brandenburg und die Flexibilitätsoptionen der Hauptstadt kön-
nen zu einer effizienten und nachhaltigen Energieregion entwickelt werden. 

 

 Gemeinsam Potentiale der Wasserstoffnutzung entwickeln (Federführung: SenWiEnBe/ MWAE) 

Um die Energiewende umzusetzen und die Klimaschutzziele effizient zu erreichen, ist die Sektorkopplung 
elementar. Durch die Verzahnung von Strom, Wärme und Mobilität können die erneuerbaren Energien 
optimal genutzt und integriert werden. In einigen Anwendungsbereichen ist es jedoch nicht sinnvoll bzw. 
machbar, Strom zur Dekarbonisierung zu nutzen. In diesen Bereichen kann grüner Wasserstoff, der mit-
hilfe von Elektrolyse und erneuerbarem Strom erzeugt wurde, eine erhebliche Rolle bei der Transforma-
tion zu einem emissionsarmen Energie-, Wirtschafts- und Verkehrssystem spielen. Hierdurch werden In-
novations- und Wachstumseffekte erwartet. Deutschlandweit bestehen Emissionseinsparpotentiale durch 
grünen Wasserstoff vor allem in der Industrie, aber auch bei Mobilitätsformen, die eine hohe Energie-
dichte erfordern (z.B. Schiffs-, Zug- und Schwerlastverkehr). Auch in der Wärmeversorgung kann Was-
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serstoff zur Emissionsminderung eingesetzt werden. In einem zukünftigen Energiesystem mit hohen An-
teilen erneuerbarer Energien kann Wasserstoff in Kombination mit dem Erdgasnetz sogar als saisonaler 
Speicher genutzt werden, um die Versorgungssicherheit des Stromsystems zu gewährleisten. 

Für eine Kooperation zwischen Berlin und Brandenburg im Bereich Wasserstoff bietet sich vor allem der 
Industriebereich (u.a. Chemie, Metall- und Glasverarbeitung) aber auch der Flugverkehr und nicht elektri-
fizierter Schienenverkehr an. In diesen Bereichen sollte analysiert werden, inwieweit Wasserstoff zur De-
karbonisierung und wirtschaftlicher Wiederbelebung beitragen kann. Es wird geprüft werden, ob eine län-
derübergreifende Potentialstudie und ein Stakeholderdialog zur Erstellung einer Roadmap umgesetzt 
werden. Doch auch im zukünftigen Wirtschaftssektor „Erzeugung von grünem Wasserstoff“ können die 
Bundesländer durch eine Kooperation profitieren, indem Erfahrungen bzw. Know-how ausgetauscht und 
der Wasserstoff dank einer entsprechenden Koordination in beiden Bundesländern genutzt wird. 

 

 Vertiefung der Zusammenarbeit auf dem Weg zur klimaneutralen Region (Federführung: Sen-
UVK/ MLUK)   

Die fortschreitende Erderwärmung ist eine globale Herausforderung, die dringend gemeinsame Anstren-
gungen und ein abgestimmtes Vorgehen aller Bundesländer und des Bundes erfordert. Das gilt ange-
sichts der engen Verflechtungen in den Bereichen Energieversorgung und Verkehr besonders für Berlin 
und Brandenburg. Berliner Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr betreffen in der Regel auch viele Ver-
kehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer aus dem Umland unmittelbar. Deshalb werden die Länder 
Berlin und Brandenburg ihre Zusammenarbeit weiter vertiefen, sich verstärkt zu Strategien, Maßnahmen 
und Instrumenten des Klimaschutzes austauschen und sich gemeinsam für eine ambitionierte Klima-
schutzpolitik auf Bundesebene einsetzen. Brandenburg strebt dazu im Rahmen der Erarbeitung des 
Klimaplans eine enge Abstimmung mit Berlin, insbesondere bei der Aufstellung und Umsetzung des Maß-
nahmenplans zur Umsetzung konkreter Maßnahmen zur Treibhausgasminderung sowie bei der Entwick-
lung des Klimachecks an. Verbindendes Ziel ist die Schaffung einer klimaneutralen Region Berlin-Bran-
denburg bis spätestens 2050. 

 

 Kreislaufwirtschaft (Federführung: SenUVK/ MLUK) 

Die abfallwirtschaftliche Planung ist aufgrund des gemeinsamen engen Verflechtungsraumes beider Län-
der optimal aufeinander abzustimmen. Mit der Sonderabfallgesellschaft Brandenburg/ Berlin mbH und 
der Märkischen Entsorgungsanlagen-Betriebsgesellschaft mbH (MEAB) sind bereits ideale Vorausset-
zungen für die Steuerung von Abfallströmen und der abfallwirtschaftlichen Planung vorhanden. Neben 
der Intensivierung gemeinsamer Abfallvermeidungs- und Ressourceneffizienzmaßnahmen ist in den 
nächsten Jahren die Schaffung weiterer Deponiekapazitäten für den gemeinsamen Entsorgungsraum 
dringend erforderlich. Als gemeinsame Gesellschaft der Länder Brandenburg und Berlin nimmt die MEAB 
mit den größten im Land Brandenburg gelegenen Deponiestandorten bereits seit Jahrzehnten eine wich-
tige Rolle ein. Auch künftig muss durch entsprechende aktive gemeinsame Maßnahmen die Entsorgungs-
sicherheit beider Länder insbesondere im Bereich der Abfallablagerung auf Deponien gewährleistet blei-
ben. 

 

 Holzbau-Offensive (Federführung: SenStadtWohn/ MLUK) 

Durch den Einsatz des klimaneutralen Baustoffes Holz kann gegenüber anderen klimagasbelastenden 
Baustoffen wie Stahlbeton eine hohe Klimawirksamkeit erzielt werden. Ziel ist die Unterstützung von 
Forstwirtschaft, Handwerk, Industrie, Wissenschaft und Forschung, um Berlin-Brandenburg zu einer Re-
gion des Holzbaus zu entwickeln. Dabei soll ein Holzbau-Netzwerk Berlin-Brandenburg entstehen. Bauen 
mit zertifiziertem und möglichst regional erzeugtem Holz kann diese Ziele wirksam unterstützen. Den 
Ländern kommt eine Vorbildfunktion dabei zu, die Potentiale des Holzbaus zum Erreichen der Klima-
schutzziele auszuschöpfen. Den bereits initiierten Maßnahmen zur Stärkung des Holzbaus sowie den 
Anstrengungen des Holzhandels, Handwerks und der Holzindustrie ist es zu verdanken, dass der Holz-
bau eine hohe Dynamik entfaltet.  
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Handlungsfeld 4: Bürgerschaftliches Engagement, Medien und Demokratieförderung 

 Gemeinsame Ehrenamtskarte weiterentwickeln (Federführung: Skzl/ StK) 

Mit der gemeinsamen Ehrenamtskarte würdigen die Länder Berlin und Brandenburg ihre besonders en-
gagierten Bürgerinnen und Bürger. Sie ist es ein wichtiges Instrument zur Stärkung des bürgerschaftli-
chen Engagements in der Hauptstadtregion, an der sich fast 250 Partner in Berlin und Brandenburg mit 
Angeboten für die Ehrenamtlichen beteiligen. Beide Länder arbeiten gemeinsam an einer weiteren Stei-
gerung der Attraktivität der Ehrenamtskarte für die Ehrenamtlichen und die Partner.  

 

 Freiwilligenagenturen: länderübergreifenden Austausch unterstützen (Federführung: Skzl/ StK) 

Beide Länder bauen ihre Freiwilligenagenturen mit dem Ziel aus, in der Fläche eine verlässliche Infra-
struktur für das freiwillige Engagement zu schaffen. Sie unterstützen diese beim länderübergreifenden 
Erfahrungsaustausch. 

 

 Sicherung der Medienvielfalt und Verstetigung der Förderung der Medienkompetenz durch die 
Medienanstalt Berlin-Brandenburg (Federführung: Skzl/ StK) 

Unabhängige, lokale Medien sind eine unverzichtbare Säule einer demokratischen Gesellschaft. Lokale 
Medien sprechen Themen an, über die die Bevölkerung anderweitig auch im Internetzeitalter nicht infor-
miert wird. Dabei gilt es insbesondere, langfristig Qualitätsjournalismus zu sichern. Der neue Medien-
staatsvertrag schafft die Voraussetzungen für die Förderung lokaler Medienanbieter. Neben der „Ange-
botsseite“ setzt Medienvielfalt auch mündige Mediennutzer voraus. Um „Fake News“ erkennen zu kön-
nen, muss die Medienkompetenz der Nutzerinnen und Nutzer weiter gesteigert werden. 

 

 Ausbau der Zusammenarbeit zwischen den Landesdemokratiezentren Berlin und Brandenburg 
(„Tolerantes Brandenburg“) (Federführung: SenJustVA/ StK) 

Die Herausforderung durch Extremismus und demokratiegefährdenden Populismus macht nicht an Lan-
desgrenzen halt. Die Muster, derer sich Extremisten bedienen, gleichen sich in Berlin und Brandenburg. 
Auch sind Teile der entsprechenden Szenen miteinander verflochten. Die schon bestehende Zusammen-
arbeit zwischen den Landesdemokratiezentren Berlin und Brandenburg wird deswegen ausgebaut. 
 

 Austausch zwischen den Bevölkerungsumfragen zu politischer Kultur und Partizipation (Berlin-
Monitor und Brandenburg-Monitor) (Federführung: SenJustVA/ StK) 

Wie alle Länder im Osten Deutschlands erheben auch Berlin und Brandenburg regelmäßig repräsentativ 
die Einstellungen in der Bevölkerung zu politischen Themen und gesellschaftlichen Einrichtungen. Beide 
Länder werden die jeweiligen Monitorergebnisse abgleichen. Die nächste Befragung in Brandenburg wird 
im Sommer 2022 erfolgen. Im Vorfeld dieser Befragung wird ein Abgleich bzw. ein Set gleicher Fragen 
mit dem Berlin-Monitor geprüft. 
 

 Demokratisches Engagement stärken (Federführung: Skzl/ StK) 
Die Landesregierungen werden einen geeigneten Rahmen schaffen, um das demokratische Engagement 
von Kommunalpolitikerinnen und –politikern zu würdigen und ihnen angesichts zunehmender Angriffe 
und Bedrohungen den Rücken zu stärken. 

 

Handlungsfeld 5: Natürliche Lebensgrundlagen und Lebensqualität (insbesondere Gesundheit, 
soziale und grüne Infrastruktur, Wasserver- und –entsorgung, Kriminalitätsbekämpfung) 

 Stärkung der Regionalparkentwicklung und des Freiraumverbundes (Federführung: 
SenStadtWohn/ MIL) 
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Beide Länder setzen auf die Erhaltung und Entwicklung des Freiraumsystems, dem in den Übergangs-
bereichen zwischen Berlin und dem Berliner Umland sowie innerhalb des Berliner Umlandes eine beson-
dere Bedeutung zukommt. Der landesplanerisch festgelegte Freiraumverbund schützt wichtige Freiraum-
strukturen; er wird durch die Regionalplanung räumlich konkretisiert und kann bedarfsweise durch regio-
nale Freiraumfestlegungen erweitert werden. Das System der Regionalparks in Berlin und Brandenburg 
sowie des länderübergreifenden Naturparks Barnim dient der Entwicklung und Gestaltung kulturland-
schaftlicher Handlungsräume und leistet einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung in der 
Hauptstadtregion. Hier werden in Kooperation verschiedener Akteure regionale Identitäten geprägt und 
Grundlagen für die Verbesserung regionaler Wertschöpfung geschaffen. 

Der Dachverband der Regionalparks hat die Erarbeitung eines länderübergreifenden Entwicklungskon-
zeptes für die stadtnahen Kulturlandschaften (sog. Masterplan Grünräume in Berlin und Brandenburg) 
initiiert. Ziele sind die Entwicklung von Leitbildern und Handlungsansätzen für die Landschaftsentwicklung 
in den Regionalparks, die Stärkung der Regionalparkidee und nicht zuletzt die Stärkung kooperativer 
Strukturen der vielfältigen Akteure auf Länder-, regionaler und kommunaler Ebene. 

 

 Unterstützung von regionalen Wertschöpfungsketten in der Land- und Ernährungswirtschaft (Fe-
derführung: SenJustVA/ MLUK) 

Berlin und Brandenburg haben bei der gemeinsamen Kabinettsitzung am 29. Januar 2019 beschlossen, 
regionale Wertschöpfungsketten in der Land- und Ernährungswirtschaft zu fördern. Berlin hat dazu Ende 
2019 eine Ernährungsstrategie auf den Weg gebracht, die u.a. diesem Ziel dient. Berlin soll als 
Absatzmarkt für ökologisch, nachhaltig und regional produzierte Produkte aus Brandenburg gestärkt 
werden. Die vorhandenen Marktbeziehungen zwischen Akteuren aus Berlin und Brandenburg, die auch 
im brandenburgischen Cluster Ernährungswirtschaft zum Ausdruck kommen, sollen ausgebaut werden. 
Dazu sollen die Sachverhalte, die eine Belieferung des Berliner Absatzmarktes mit brandenburgischen 
Produkten der Land- und Ernährungswirtschaft bisher erschweren, gezielt angegangen werden. In 2021 
soll dazu ein Konzept vorgelegt werden. Darüber hinaus wird Brandenburg in seiner zu erarbeitenden 
Ernährungsstrategie Bezüge zur Berliner Strategie herstellen. 

 

 Gemeinsame Krankenhausplanung Berlin-Brandenburg 2020 (Federführung: SenGPG/ MSGIV) 

Die gemeinsame Krankenhausplanung ist bereits Gegenstand der letzten beiden gemeinsamen 
Kabinettsitzungen in 2018 und 2019 gewesen. Das gemeinsame Grundlagenpapier beider 
Gesundheitsverwaltungen haben Landesregierung und Senat jeweils am 2. April 2019 zur Kenntnis 
genommen. Der gemeinsame Regionalausschuss wird im Dezember 2020 wieder tagen. Beide Länder 
planen, bis spätestens Juni 2021 die Kabinette zu befassen. Danach werden die Feststellungsbescheide 
erlassen. 

Unabhängig von Pendlerbewegungen haben sich bereits unterschiedliche länderübergreifende 
Kooperationen und andere Formen der Zusammenarbeit unter den Leistungserbringern in der 
Vergangengheit entwickelt. Krankenhäuser in Berlin und Brandenburg kooperieren auf viele 
unterschiedliche Arten miteinander. Beispielhaft sind der webbasierte interdiszplinäre 
Versorgungsnachweis IVENA eHealth, das Berlin-Brandenburger Herzinfarktregister (B2HIR) und das 
Klinische Krebsregister beider Länder zu nennen. Auch fördert der Gemeinsame Bundesausschuss 
berlin-brandenburgische Innovationsfondsprojekte wie z.B. die Projekte „Akut Neurologische Versorgung 
in Nord-Ost-Deutschland mit Telemedizinischer Unterstützung (ANNOTeM - Schlaganfallprojekt) und 
"QS-Notfall", das Herzinfarktprojekt des Berlin-Brandenburger Herzinfarktregisters.  

 

 Zusammenarbeit bei der ärztlichen Ausbildung (Federführung: Skzl/WissForsch/ MSGIV/ MWFK) 

Zur Sicherung der Ärzteversorgung hat Brandenburg ein Landärztestipendium aufgelegt und unterstützt 
die Medizinische Hochschule Brandenburg (MHB) im Wege einer Projektförderung. Darüber hinaus soll 
– auch mit Mitteln des Strukturstärkungsgesetzes – eine staatliche Hochschulmedizin am Standort 
Cottbus aufgebaut werden. Die Charité wird aber neben ihrer Funktion für Berlin unverändert eine 
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wichtige Rolle für die Versorgung des Berliner Umlandes und auch für die Medizinerausbildung für 
Brandenburg einnehmen. Eine gute länderübergreifende Zusammenarbeit bei der ärztlichen Ausbildung 
liegt im Interesse beider Länder. Berlin und Brandenburg werden sich verständigen, wie eine solche 
Zusammenarbeit aussehen könnte. Dabei soll geprüft werden, wie eine Zusammenarbeit zwischen 
Charité und MHB befördert werden kann und ob und wie der geplante Aufbau einer staatlichen 
Hochschulmedizin in Cottbus unterstützt und nachfolgend gemeinsame Projekte entwickelt werden 
können. 

 

 Zusammenarbeit der Polizeien beider Länder (Federführung: SenInnDS/ MIK) 

Neben einem ständigen Informationsaustausch und einer engen lagebezogenen Zusammenarbeit 
arbeiten beide Länder bei Einsatzmaßnahmen und bei der Ausbildung von Beamtinnen und Beamten 
zusammen. Für die Zukunft verabreden Berlin und Brandenburg in diesem Themenfeld eine strukturierte 
Zusammenarbeit mit dem Ziel, gemeinsame technische Lösungen zur Harmonisierung der Schnittstellen 
der Führungs- und Einsatzleitsysteme beider Länder zu entwickeln. Auf dieser Grundlage kann die 
Führung und Durchführung gemeinsamer Einsätze technisch unterstützt werden.  

Als konkrete Kooperationsthemen stehen: 

- der Austausch von Einsatzdaten zwischen den Einsatzleitstellen in Berlin und Brandenburg, 
- die Nutzung einer gemeinsamen Geo-Daten-Infrastruktur und 
- die gemeinsame Nutzung von Digitalfunkressourcen  

im Vordergrund. 

Darüber hinaus planen Berlin und Brandenburg ein „Gemeinsames Einsatztrainingszentrum für Spezial-
einheiten“. Derzeit verfügen die Spezialeinheiten der Polizeibehörden Brandenburgs und Berlins über 
keine eigenen Trainingsstätten. Aufgrund wachsender Einsatzspektren ist ein stetiger Anstieg an Trai-
ningsbedarfen sowie steigende Herausforderungen an die Trainingsstätten zu verzeichnen.  

Vor diesem Hintergrund wurde zur gezielten und verbesserten Vorbereitung auf potentielle terroristische 
Anschläge und zur Vorsorge für polizeiliche Großlagen bereits in der aktuellen Berliner 
Koalitionsvereinbarung folgendes vereinbart: „Die Koalition strebt in Gesprächen mit dem Bund und dem 
Land Brandenburg die Beteiligung an einem gemeinsamen Einsatztrainingszentrum an. Hierdurch soll 
die Berliner Polizei besser auf besondere Einsatzlagen im Zusammenhang mit der Abwehr terroristischer 
Angriffe vorbereitet werden.“ Im Koalitionsvertrag des Landes Brandenburg wurde ebenfalls die 
Schaffung zusätzlicher Ausbildungs- und Trainingszentren für die Fortbildung zur Bewältigung 
lebensbedrohlicher Einsatzlagen sowie von Spezialeinheiten in Kooperation mit anderen Ländern 
vereinbart. Zwischen Berlin und Brandenburg fanden hierzu umfangreiche Sondierungen statt. Ein 
geeignetes Grundstück wurde bereits identifiziert. Aktuell werden die weiteren Umsetzungsschritte sowie 
Finanzierungsmöglichkeiten zwischen Berlin und Brandenburg abgestimmt. 

 

 Abstimmung der Präventionsmaßnahmen (Federführung: SenInnDS/ MIK) 

Präventionspolitik gehört zu den Kernaufgaben des freiheitlichen Gemeinwesens in Deutschland und 
auch in Berlin und Brandenburg. Aufgeklärte und informierte Bürgerinnen und Bürger sollen in die Lage 
versetzt werden, Verantwortung für die Entwicklung ihres Umfelds zu übernehmen. 

Durch gemeinschaftliche Kriminalitätsvorbeugung wird die objektive und subjektive Sicherheit der Bürger 
in ihrem sozialen Nahraum verbessert. Dabei spielt die Gruppe der Kinder und Jugendlichen eine beson-
dere Rolle. Mit der Landeskommission Berlin gegen Gewalt und dem Landespräventionsrat Brandenburg 
verfügen beide Länder über wirksame Arbeitsstrukturen zur Prävention. In Teilen sind die Herausforde-
rungen vergleichbar: Schule, Nachbarschaften und häusliche Gewalt sind ähnliche Themen. Deswegen 
werden beide Länder ihren Austausch intensivieren. 

 

 Wasserhaushalt der Spree (Federführung: SenUVK/ MWAE) 
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Die Auswirkungen des Kohleausstiegs auf den Wasserhaushalt der Spree sind durch die Abschlussbe-
triebsplanung der Bergbauunternehmen und deren Umsetzung entsprechend der wasserrechtlichen An-
forderungen zu bewältigen. Die gemeinsamen Aktivitäten der Länder zum Wasserhaushalt der Spree 
betreffen insbesondere die Intensivierung der Zusammenarbeit in der AG Flussgebietsbewirtschaftung 
Spree-Schwarze Elster, die Fortsetzung der gemeinsamen Sulfatgespräche und die Begleitung und ge-
meinsame Auswertung von einschlägigen Forschungsprojekten der TU Berlin und des Umweltbundes-
amtes (UBA).  

Das Land Brandenburg ist gemeinsam mit dem Land Berlin im Begleitgremium des UBA-Projektes „Was-
serwirtschaftliche Folgen des Braunkohleausstiegs in der Lausitz“ vertreten und wird dieses fachlich be-
gleiten. 

 

 Indikatorenbericht zur Nachhaltigen Entwicklung (Federführung: SenUVK/ MLUK) 

Das Amt für Statistik Berlin-Brandenburg hat für beide Länder in der Vergangenheit Indikatorenberichte 
zur Nachhaltigen Entwicklung erstellt. Hieraus lässt sich erkennen, ob und inwieweit Fortschritte bei der 
Umsetzung ihrer eigenen Nachhaltigkeitsagenden erzielt wurden. Die konkreten Indikatoren beider Län-
der weichen voneinander ab, weil die Länder aufgrund ihrer Gegebenheiten unterschiedliche Schwer-
punkte bei der Umsetzung der Agenda 2030 für Nachhaltige Entwicklung setzen. Gleichwohl gibt es zahl-
reiche Überschneidungen, so dass perspektivisch die Möglichkeit einer gemeinsamen Berichterstattung 
geprüft wird. 

 

Handlungsfeld 6: Digitale Transformation  

 Fortsetzung der Zusammenarbeit bei der Digitalisierung der Verwaltung und der Umsetzung des 
Online-Zugangs-Gesetzes (OZG) (Federführung: SenInnDS/ MIK) 

Im Rahmen der Themenfeldplanung „Querschnittsleistung“ bei der Umsetzung des Onlinezugangsgeset-
zes konnten Vorschläge für nutzerfreundliche und datenschutzkonforme Angebote erarbeitet werden. 
Dazu gehört zum Beispiel ein Datenschutz-Cockpit, in dem Bürgerinnen und Bürger nachvollziehen kön-
nen, welche Daten von welchen Behörden für welche Zwecke abgerufen wurden. Das Datenschutz-Cock-
pit wird unter Federführung des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat sowie der Länder 
Berlin und Bremen und unter Einbeziehung der Projektpartnerländer Brandenburg, Hamburg und Thürin-
gen entwickelt.  

Ein weiteres Beispiel ist die Bereitstellung einer digitalen Meldebescheinigung, die ebenfalls im Themen-
feld Querschnitt bearbeitet wird. Die Meldebescheinigung digital bereitzustellen ist wichtig, weil die Leis-
tung bei Meldebehörden in hoher Anzahl beantragt wird. Darüber hinaus bietet die Leistung ein erhebli-
ches Digitalisierungs- und Automatisierungspotential. Die digitale Meldebescheinigung (Antrag und Do-
kument sowie weiterverarbeitungsfähige Daten) kann bestehende Prozesse vereinfachen, da keine Pa-
piernachweise mehr eingereicht werden müssen. 

Hierbei ist grundlegende Voraussetzung, dass der Zugang zu allen digitalen Angeboten der Verwaltung, 
wie z.B. das Datenschutz-Cockpit oder die Bereitstellung einer digitalen Meldebescheinigung, sowie die 
Umsetzung des Online-Zugangs-Gesetzes barrierearm gestaltet sind, mindestens die laut Single Digital 
Gateway-Verordnung erforderliche Mehrsprachigkeit (d.h. Englisch) berücksichtigt wird sowie analoge 
Alternativen zu den digitalen Angeboten sichergestellt werden, um der digitalen Kluft entgegenzuwirken.  

Zudem ist von zentraler Bedeutung, dass die neuen digitalen Anwendungen und Prozesse transparent, 
datenschutzkonform und diversitygerecht gestaltet werden. Ihre Entwicklung und Programmierung muss 
nachvollziehbar dokumentiert und ihre Funktionsweise und Anwendung regelmäßig kontrolliert werden, 
um einer möglichen algorithmenbasierten Diskriminierung durch den Einsatz der Anwendungen und Pro-
zesse entgegenwirken zu können. Die genannten Punkte sind bei allen digitalen Vorhaben der Ge-
samtstrategie zu berücksichtigen und entsprechend umzusetzen.  

 

 Schnittstellen zwischen den Digitalisierungsaktivitäten beider Länder identifizieren 
(Federführung: SenWiEnBe/ StK) 

31 von 38 in Zusammenstellung



13 

 

 

Berlin und Brandenburg wollen die Digitalisierung politisch gemeinsam gestalten. Beide Länder haben zu 
ihren Digitalisierungsstrategien einen ersten Austausch gehabt. Dieser Austausch hat ergeben, dass es 
eine Reihe von Schnittstellen zwischen den Digitalisierungsaktivitäten beider Länder gibt. Berlin und Bran-
denburg vereinbaren deswegen eine intensivere Zusammenarbeit im Rahmen der bestehenden Koope-
ration bei der Weiterentwicklung einer wirtschaftsorientierten digitalen Infrastruktur. Hierbei spielt auch 
die Verfügbarkeit privatwirtschaftlich nutzbarer Rechenzentren eine wichtige Rolle. Der Austausch wird 
dahingehend verstetigt, dass für alle von der Digitalisierung berührten Politikfelder gemeinsamen Projekte 
verabredet werden. Auf der nächsten gemeinsamen Kabinettsitzung im I. Quartal 2021 soll zum Zwi-
schenstand berichtet werden; Eckpunkte für einen der digitalpolitische Rahmen Berlin-Brandenburg sol-
len (in getrennten Sitzungen von Senat und Landesregierung) im Sommer 2021 verabschiedet werden.  

Berlin und Brandenburg begreifen die Digitalisierung als einen gemeinsamen Prozess, der politisch und 
partizipativ gestaltet werden muss. Es gilt, die vielfältige Zivilgesellschaft und gesellschaftliche Minder-
heiten gleichberechtigt einzubeziehen und die Rechte und Bedarfe aller Bürgerinnen und Bürger der 
Hauptstadtregion, vor allem das Recht auf digitale Gleichbehandlung, zu berücksichtigen. Zudem wird 
bei der Identifizierung von Schnittstellen sichergestellt, dass auf den Digitalisierungsstrategien beider 
Länder sinnvoll aufgebaut wird, wo dies fachpolitisch möglich ist. 

 

Handlungsfeld 7: Wissenschaft, Forschung, Kultur und Bildung 

 Abstimmung in der Bildungspolitik (Federführung: SenBildJugFam/ MBJS) 

Berlin und Brandenburg erbitten von den drei gemeinsamen bildungspolitischen Einrichtungen – dem 
Landesinstitut für Schule und Medien Berlin-Brandenburg, dem Institut für Schulqualität und dem Sozial-
pädagogischen Fortbildungsinstitut Berlin-Brandenburg – Vorschläge zur weiteren Verbesserung der Po-
sitionierung der Bildungsregion Berlin-Brandenburg im Ländervergleich. Ein Unterpunkt dabei soll die 
Frage sein, ob eine weitergehende Abstimmung zwischen Berlin und Brandenburg bei der Umsetzung 
des gemeinsamen Rahmenlehrplanes erforderlich ist. 

 

 Weitere Intensivierung der Wissenschaftskooperation in der Hauptstadtregion (Federführung: 
Skzl/WissForsch/ MWFK) 

Die fortgeschriebene Gemeinsame Innovationsstrategie Berlin-Brandenburg wurde auf der gemeinsamen 
Kabinettsitzung am 29. Januar 2019 bestätigt. Im Rahmen der Innovationsstrategie werden die jeweiligen 
Clustermanagements einen Vorschlag unterbreiten, wie der Austausch zwischen Wissenschaftseinrich-
tungen/ Technologiestandorten in Berlin und Brandenburg im Sinne der Clusterarbeit weiter intensiviert 
werden kann.  

Um eine Stärkung der Ausstrahleffekte von Berlin und Potsdam auf das gesamte Land Brandenburg zu 
erreichen, soll eine Kooperation zwischen den Präsenzstellen der Hochschulen und wissenschaftlichen 
Einrichtungen aus Berlin angestrebt werden. Diese Idee könnte evaluiert werden, indem an einem Stand-
ort eine derartige Maßnahme pilotiert wird. Hierfür würde sich der Regionale Wachstumskern Oranien-
burg-Hennigsdorf-Velten (O-H-V) mit Standort in Velten im Norden Berlins eignen, der aktuell aufgebaut 
wird. 

Zur Erhöhung der gesellschaftlichen Reichweite der Wissenschaftseinrichtungen dient ein Austausch zwi-
schen Akteuren einzelner Maßnahmen der Transferstrategie des Landes Brandenburg und der Verbund-
initiative „BIT6 – Berlin Innovation Transfer“ von sechs Berliner Hochschulen. 

 

 Zusammenarbeit der wissenschaftlichen Einrichtungen im Bereich Digitalisierung (Federführung: 
Skzl/WissForsch/ MWFK) 

Berlin und Brandenburg werden eine gemeinsame Übersicht erstellen, welche Professuren und außer-
universitären Forschungseinrichtungen es im jeweiligen Land gibt, die zu Dynamiken, Mechanismen und 
Implikationen der Digitalisierung forschen. Ziel ist die stärkere Sichtbarmachung der Kompetenzen der 
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Einrichtungen in beiden Ländern, um die Zusammenarbeit zwischen den Einrichtungen, als auch vor al-
lem mit externen Akteuren zu stärken. Zu Letzterem gehören potentielle Kooperationspartner aus der 
Industrie, aber auch aus anderen wissenschaftlichen Fachbereichen, die ebenso Bedarfe im Bereich Di-
gitalisierung haben.   

Darüber hinaus gibt es mit dem durch das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung geförder-
ten Weizenbaum-Institut ein Verbundprojekt, das interdisziplinär und grundlagenorientiert den Wandel 
der Gesellschaft durch die Digitalisierung erforscht und Gestaltungsoptionen für Politik, Wirtschaft und 
Zivilgesellschaft entwickelt. Dem Verbund gehören die vier Berliner Universitäten, die Universität Pots-
dam, das Fraunhofer-Institut für Offene Kommunikationssysteme sowie das Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung als Koordinator an. Berlin und Brandenburg werden im Laufe des Jahres 2020 erör-
tern, ob das Land Brandenburg einen Sitz im Kuratorium des Weizenbaum-Instituts einnehmen sollte. 

Außerdem stellen ab 2021 Bund und Länder gemeinsam für die Förderung der Zentren des Nationalen 
Hochleistungsrechnen-Systems (NHR-Zentren) jährlich bis zu 62,5 Mio. Euro bereit, mit denen die Be-
schaffung von Rechenanlagen und der Betrieb der geförderten Zentren über einen Zeitraum von grund-
sätzlich jeweils 10 Jahren finanziert werden. Berlin und Brandenburg sind Teil des Norddeutschen Ver-
bunds für Hoch- und Höchstleistungsrechnen (HLRN) und unterhalten, gemeinsam mit den fünf norddeut-
schen Bundesländern, ein dezentrales Hochleistungsrechensystem an den Standorten Berlin (Zuse-Insti-
tut Berlin) und Göttingen.  

In 2020 wird die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz über die Aufnahme von NHR-Zentren in einen 
koordinierten Verbund (NHR-Verbund) entscheiden. Der HLRN wird sich für die Aufnahme in den NHR-
Verbund bewerben. Um die Nähe zu den Anwenderinnen und Anwendern in Berlin und Brandenburg ab 
2021 gewährleisten, unterstützen die Länder Berlin und Brandenburg Bewerbung des NHR-Verbundes 
nachdrücklich. 

 

 Stiftung Preußische Schlösser und Gärten (Federführung: SenKultEu/ MWFK) 

Mit ihren Zeugnissen der Geschichte in Brandenburg-Preußen ist die Stiftung Preußische Schlösser und 
Gärten eine der herausragenden Kultureinrichtungen in der Hauptstadtregion. Mit ihren Welterbestätten 
ist sie von überragender nationaler Bedeutung. Die Stiftung dokumentiert wie kaum eine zweite Einrich-
tung die gemeinsame Geschichte von Berlin und Brandenburg. Mit dem Sonderinvestitionsprogramm 1 
und 2 für die preußischen Schlösser und Gärten (Masterplan) konnten und können zahlreiche Bau-, Res-
taurierungs- und Gartenprojekte umgesetzt werden.  

Es sind jedoch unverändert Anstrengungen erforderlich, um weitere Bauten und Anlagen für die Zukunft 
zu erhalten. Beide Länder werden rechtzeitig vor dem Ende des jetzigen, bis 2022 laufenden Finanzie-
rungsabkommens Verhandlungen mit dem Bund aufnehmen, um die finanzielle Basis der Stiftung abzu-
sichern und nach Möglichkeit auszubauen. 

Schon vorher werden beide Länder gemeinsam die Herausforderungen angehen, die der Klimawandel 
für die Parkanlagen der Stiftung mit sich bringt. Dazu bemühen sich Berlin und Brandenburg abgestimmt 
um die Nutzung von Bundes- und EU-Geldern. 

 

 Aufarbeitung des gemeinsamen kolonialen Erbes (Federführung: SenKultEu/ MWFK) 

In den Koalitionsvereinbarungen von Berlin und von Brandenburg ist verankert, dass beide Länder ihren 
Beitrag zur Aufarbeitung der deutschen Kolonialvergangenheit leisten wollen. Als Kernland Preußens und 
ehemalige Reichshauptstadt hat die Hauptstadtregion dabei deutschlandweit eine besondere Verantwor-
tung. Gefördert von der Kulturstiftung des Bundes und vom Land Berlin wird von 2020 bis 2024 von vier 
Projektpartnern (Berlin Postkolonial e.V., Initiative Schwarze Menschen in Deutschland e.V., Each One 
Teach One e.V. und Stiftung Stadtmuseum Berlin) die koloniale Vergangenheit und postkoloniale Gegen-
wart mit vielen Partnern berlinweit in unterschiedlichen Formaten zum öffentlichen Thema gemacht. Eine 
Webkartierung unterschiedlichster kolonialer Spuren und Erzählungen ist Teil dieses Projekts, wobei an-
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gesichts weltweiter Verflechtungen dieser Geschichten die Bögen jeweils ortsübergreifend gespannt wer-
den, so dass gezielt auch Akteure unterschiedlicher Regionen um Beiträge gebeten werden. Dabei sehen 
die Projektverantwortlichen auch Kooperationen mit Akteuren aus Brandenburg vor. 

 

 Industriekultur (Federführung: SenKultEu/ MWFK) 

Die Geschichte der Industrialisierung der Hauptstadtregion ist eine gemeinsame Geschichte. Ohne den 
Absatzmarkt Berlin ist die Blüte vieler brandenburgischer Städte in Handel und Gewerbe (z.B. Ofenpro-
duktion in Velten, Tuchproduktion in Forst, Hutproduktion in Guben, Ziegeleiproduktion in Mildenberg, 
Kalksteine aus Rüdersdorf etc.) nicht denkbar. Durch die sog. Stadtrandwanderung der Berliner Industrie 
ab Ende des 19. Jahrhunderts wuchs die Zahl der Industriebetriebe auf brandenburgischem Gebiet er-
heblich. Die bedeutendsten (aktuellen oder ehemaligen) Berliner Industriestandorte wie die Siemens-
stadt, Borsigwerke oder die frühere AEG-Fabriken in Oberschöneweide sind erst seit 1920 Teil von Berlin. 
Um gemeinsam an die Industriegeschichte zu erinnern und um Ideen für Erhalt und Nachnutzung nicht 
mehr benötigter Industrieanlagen zu entwickeln, haben das Berliner Zentrum Industriekultur (BZI) und 
das Touristische Netzwerk Industriekultur in Brandenburg im Jahr 2017 eine Kooperationsvereinbarung 
geschlossen. Aufbauend auf dieser Vereinbarung wird  

- sich Berlin am Themenjahr Kulturland Brandenburg 2021 „Industriekultur in Brandenburg“ betei-
ligen, 

- es gemeinsame Veröffentlichungen zur Industriekultur in der Hauptstadtregion geben (u.a. Ein-
tragung von weiteren Stätten der Industriekultur auf der vom BZI eingerichtete Online-Karte) und 

- das Land Brandenburg dafür Sorge tragen, dass Gelder, die der Bund im Rahmen des Struktur-
stärkungsgesetzes für die Industriekultur in der Lausitz zur Verfügung stellt, zur Stärkung der 
Industriekulturaktivitäten der Region Berlin-Brandenburg eingesetzt werden. 

Wichtig für die Belebung von Industriedenkmälern wäre zudem die weitere Verknüpfung von Denkmal-
schutzzielen mit den aktuellen Bedarfen von Industrie- und Gewerbe und den Zielsetzungen aus dem 
Klimaschutz zur energetischen Sanierung. 

 

 Flächen und Räume in Brandenburg für Berliner und brandenburgische Kunstschaffende (Feder-
führung: SenKultEu/ MWFK) 

Die Verfügbarkeit von Flächen und Räumen für Kunstschaffende in Berlin hat – bedingt durch den Erfolg 
der Hauptstadtregion und die damit einhergehende Nachfrage nach Flächen – in letzten Jahren abge-
nommen. Kunstschaffende können häufig nicht so hohe Mieten zahlen wie z.B. Firmen aus unterneh-
mensorientierten Dienstleistungsbranchen. Auch in Brandenburg steigt die Nachfrage nach entsprechen-
den Flächen und es sind noch größere Flächen und Gebäude (nicht zuletzt aus der Industriekultur) ver-
fügbar, die für Kunstschaffende attraktiv sind. Beide Länder streben diesbezüglich einen engeren Aus-
tausch zur gegenseitigen Unterstützung an. 

 

 Gemeinsame Servicestelle für Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE) (Federführung: Sen-
BJF/ MLUK) 

Seit 2019 finanziert das Land Brandenburg zunächst für fünf Jahre die Servicestelle BNE (www.bne-in-
brandenburg.de) mit Sitz in Potsdam. Sie ist zuständig für die Vernetzung, Weiterbildung und (Re-)Zerti-
fizierung von außerschulischen Angeboten und Einrichtungen. So wird deren Qualität kontinuierlich ge-
steigert. Um ein einheitliches Qualitätsniveau, mehr Transparenz für die Zielgruppen sowie Synergie-
effekte durch länderübergreifende Zusammenarbeit zu erreichen, wird die Servicestelle BNE in die Lage 
versetzt, sowohl für Berlin als auch Brandenburg tätig zu werden. Die Servicestelle BNE wird getragen 
von der Arbeitsgemeinschaft Natur- und Umweltbildung Brandenburg e.V. (ANU), dem Verbund Entwick-
lungspolitischer Nichtregierungsorganisationen Brandenburg e.V. (VENROB), die beide Mitglieder aus 
Berlin haben, sowie der Hochschule für nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNEE). Die Tätigkeit der 
Servicestelle in Berlin erfolgt in Abstimmung mit den vorhandenen Angeboten und BNE-Strukturen. Beide 
Länder werden die Servicestelle BNE gemeinsam finanzieren. 
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Handlungsfeld 8: Weltoffenheit, internationale Vernetzung und Zusammenarbeit mit Polen 

 Weitere Stärkung der Oder-Partnerschaft (Federführung: SenKultEu/ MdFE) 

Ein zentrales Netzwerk für die Zusammenarbeit der Hauptstadtregion mit den benachbarten polnischen 
Wojewodschaften Lebuser Land, Westpommern, Niederschlesien und Großpolen ist die Oder-Partner-
schaft, die – übereinstimmend mit dem 2016 durch die Deutsch-Polnische Regierungskommission ver-
abschiedeten Gemeinsamen Zukunftskonzept 2030 für den deutsch-polnischen Verflechtungsraum – in 
ihren Bemühungen gestärkt und unterstützt werden sollte, diesseits und jenseits der Oder einen auf mög-
lichst vielen Gebieten kooperierenden dynamischen gemeinsamen Raum zu entwickeln. Brandenburg 
erarbeitet derzeit ein Handlungskonzept für den brandenburgisch-polnischen Verflechtungsraum und wird 
Berlin in die diesbezüglichen Arbeiten mit einbeziehen. Der bevorstehende 30. Jahrestag des Abschlus-
ses des deutsch-polnischen Nachbarschaftsvertrages ist Anlass für Berlin und Brandenburg, in den Jah-
ren 2020 und 2021 u.a. die polnische Sprache und Kultur in den Mittelpunkt zu rücken, sowie die grenz-
überschreitende kulturelle Zusammenarbeit zu stärken. So wird Brandenburg die Bemühungen um den 
Spracherwerb an Schulen im Rahmen einer Sprachoffensive verstärken und aus Anlass des Vertragsju-
biläums für Schulen einen Sprachwettbewerb ausschreiben. 

Das Collegienhaus in Frankfurt (Oder) soll durch den Umzug der Stiftung Haus Brandenburg dorthin zu 
einem deutsch-polnischen Kultur- und Begegnungszentrum entwickelt werden. Es soll auch die Ge-
schichte der seit 1945 zu Polen gehörigen Teile der früheren Provinz Brandenburg darstellen. Das Wirken 
der Stiftung erfolgt im Geiste der Versöhnung mit Polen, die Beteiligung polnischer Akteurinnen und Ak-
teure ist sehr wichtig. Gegenwärtig wird die Trägerstruktur entwickelt und die Finanzierung der erforderli-
chen Investitionen geklärt. Parallel dazu muss die erforderliche finanzielle und personelle Ausstattung in 
Kooperation mit der Stadt Frankfurt (Oder) sowie in Abstimmung mit dem Bund gesichert werden. Bran-
denburg wird auf Grundlage des Bundesvertriebenengesetzes mit dem Bund über eine Teilfinanzierung 
sprechen. In Berliner Museen befinden sich Exponate aus den zu Polen gehörigen Teilen der früheren 
Provinz Brandenburg. Diese können teilweise aufgrund von Platzmangel nicht gezeigt werden. Berlin wird 
zu gegebener Zeit etwaige Leihanfragen des Collegienhauses an Berliner Museen unterstützen. 

 

 Stärkung der zivilgesellschaftlichen deutsch-polnischen Zusammenarbeit (Federführung: Skzl/ 
MdFE) 

Für die Länder Berlin und Brandenburg ist die Stärkung der zivilgesellschaftlichen deutsch-polnischen 
Zusammenarbeit eine wichtige Grundlage für die Gestaltung der Beziehungen zum Nachbarland. Hierbei 
spielen in beiden Ländern auch die Hundertausenden Berliner und Brandenburger mit polnischen Wur-
zeln und Pässen eine Rolle, die beiden Ländern, Kulturen und Sprachen verbunden sind und sich als 
natürliches Bindeglied für eine enge Zusammenarbeit mit Polen interessieren und engagieren. Gerade 
dieses Dreieck zwischen den Berliner und brandenburgischen Verwaltungen, der deutsch-polnischen Zi-
vilgesellschaft vor Ort und den Partnern in Polen macht diese Zusammenarbeit so nachhaltig und vielfäl-
tig.  

Seit 2013 lädt die Berliner Senatskanzlei, später zusammen mit der Senatsverwaltung für Kultur und Eu-
ropa, regelmäßig zu deutsch-polnischen Netzwerktreffen ein. An diesen Treffen nehmen regelmäßig auch 
Akteure aus Brandenburg teil. Diese Treffen zu unterschiedlichen thematischen Schwerpunkten bringen 
Vertreter von NGOs, Stiftungen, Sozial- und Kultureinrichtungen, Gedenkstätten und Museen, aus der 
Wissenschaft, Landes- und Bundespolitik zusammen. Auf diese Weise werden Themen, Interessen und 
Bedürfnisse von zivilgesellschaftlichen deutsch-polnischen Initiativen wahrgenommen und fließen in die 
politischen Diskussionen mit ein. In Brandenburg wird unter anderem im Rahmen von Vernetzungstreffen 
für Akteure der brandenburgisch-polnischen Zusammenarbeit oder durch die Aktivitäten des Partner-
schaftsbeauftragten des Landes Brandenburg für die Region Großpolen der Austausch mit und zwischen 
deutsch-polnischen Akteuren vorangetrieben.  

Viele der zivilgesellschaftlichen Akteure sind sowohl in Berlin als auch in Brandenburg aktiv bzw. enga-
gieren sich für Themen mit Relevanz für die gesamte Hauptstadtregion. Berlin und Brandenburg werden 

35 von 38 in Zusammenstellung



17 

 

 

daher prüfen, welche Maßnahmen ergriffen werden können, um die zivilgesellschaftliche Zusammenar-
beit zwischen Berlin, Brandenburg und Polen gemeinsam noch weiter zu stärken und Aktivitäten stärker 
miteinander zu verzahnen. 

 

 Grenzüberschreitende Entwicklungsachsen nach Polen (Federführung: SenUVK/ MIL) 

Die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg setzt einen Schwerpunkt auf die Entwicklung großräumiger eu-
ropäischer Entwicklungsachsen entlang von Verkehrsachsen. Der geplante Ausbau wichtiger Verbindun-
gen nach Polen (sei es Richtung Stettin, Landsberg/ Warthe und Breslau oder von Cottbus nach Posen) 
soll durch grenzüberschreitende Kooperationsvorhaben zur Raumentwicklung begleitet werden. Ziel ist 
es, den Mehrwert des Streckenausbaus mit der Regionalentwicklung proaktiv zu verknüpfen (vgl. auch 
Gesamtstrategie Pankow -Tantow im Handlungsfeld 2 Mobilität). Bundes- und Europäische Förderoptio-
nen sollen genutzt werden. 

In infrastruktureller Hinsicht sind neben dem zweigleisigen Ausbau der Strecke nach Stettin insbesondere 
die Eisenbahnstrecken Berlin-Küstrin-Landsberg/ Warthe (Ostbahn) und Berlin-Cottbus-Breslau von Be-
deutung. Berlin und Brandenburg werden auf dem nächsten deutsch-polnischen Bahngipfel, der für das 
4. Quartal 2020 vorgesehen ist, ihre Interessen einbringen. 

Die Ostbahn ist nicht nur eine zentrale ostbrandenburgische Entwicklungsachse, sondern auch eine wich-
tige Verbindung nach Polen. Berlin und Brandenburg haben im Sommer 2019 mit der Wojewodschaft 
Lubuskie ein Memorandum zur weiteren Perspektive der Ostbahn unterzeichnet. Kernüberlegungen sind 
der durchgängige zweigleisige Ausbau der Strecke und ihre Elektrifizierung. Die Ostbahn wird auch als 
Entlastungsstrecke für die Frankfurter Bahn benötigt. Beide Länder werden – nicht zuletzt vor dem Hin-
tergrund der aktuellen Klimaschutzbemühungen – auf eine Änderung der ablehnenden Position des Bun-
des, wonach die Strecke wegen der geringen Nachfrage und der vorteilhafteren Alternativstrecke über 
die Frankfurter Bahn nicht in den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen wird, hinwirken. Parallel wer-
den beide Länder mit der polnischen Seite sowie dem Landkreis Märkisch-Oderland die Nutzung euro-
päischer Fördermittel ausloten. 

Durch den Ausbau der Eisenbahnverbindung zwischen Berlin und Cottbus bzw. Görlitz im Zuge der Struk-
turentwicklung in der Lausitz ergibt sich auch eine schnelle Strecke von Berlin nach Breslau. Die Verbin-
dung über Horka bietet die Chance, Breslau und ganz Niederschlesien an die Hauptstadtregion heranrü-
cken zu lassen. Die Potentiale des bereits jetzt gut angenommen Kulturzuges Berlin-Breslau könnten so 
weiter gesteigert werden. 

Bis Dezember 2020 verbindet der Kulturzug Berlin und Wrocław. Das zunächst auf ein Jahr begrenzte 
Angebot wurde von den Ländern Berlin und Brandenburg, dem Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg 
(VBB), DB Regio und der Niederschlesischen Eisenbahn Koleje Dolnośląskie (KD) eingerichtet, um die 
damalige europäische Kulturhauptstadt Breslau bequem, umweltfreundlich und umsteigefrei erreichbar 
zu machen. Wegen der großen Nachfrage der Reisenden wurde das Angebot immer wieder verlängert. 
Der Kulturzug ist dabei nicht nur Transportmittel, sondern vermittelt auf originelle Weise Sprache und 
Kultur des Nachbarlandes sowie den Gedanken eines gemeinsamen, offenen Europa. Berlin und Bran-
denburg könnten – auch im Rahmen der Oder-Partnerschaft – die Umsetzung des bewährten Konzeptes 
auch auf andere Strecken prüfen.   

 

 

 Umsetzung Gemeinsames Zukunftskonzept für den deutsch-polnischen Verflechtungsraum 
(Federführung: SenStadtWohn/ MIL) 

Das Gemeinsame Zukunftskonzept 2030 für den deutsch-polnischen Verflechtungsraum – Vision 2030 
(GZK 2030) wurde als strategischer Gesamtrahmen entwickelt und von der Deutsch-polnischen Regie-
rungskommission 2016 verabschiedet. Das strategische Ziel ist ein gemeinsamer Wachstumsraum in 
Europa. Als Handlungsfelder wurden formuliert: die Vorteile der polyzentrischen Siedlungsstruktur nut-
zen, die verkehrlichen Verbindungen verbessern, in die Menschen investieren, nachhaltiges Wachstum 
fördern und die Grundlagen für eine hohe Lebensqualität sichern. Die Umsetzung erfolgt in zahlreichen 
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grenzüberschreitenden Projekten und Vorhaben. Diese Arbeit soll in der kommenden Förderperiode fort-
geführt und weiter ausgebaut werden. Insbesondere soll erreicht werden, dass die Umsetzung des GZK 
2030 in den künftigen einschlägigen Förderprogrammen, Raumentwicklungsplänen und strategischen 
Fachdokumenten stärker verankert wird. 

 

 Erweiterung und inhaltliche Vertiefung der Scandria®Allianz (Federführung: SenStadtWohn/ MIL) 

Auf Initiative der Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg wurde im März 2019 die Scandria®Allianz mit vor-
wiegend skandinavischen Regionen gegründet. Unter dem Vorsitz von Berlin und Brandenburg sind fol-
gende Themenschwerpunkte im Rahmen einer grenzüberschreitenden Raumentwicklung entlang euro-
päischer Verkehrsachsen gesetzt: Einsatz alternativer Kraftstoffe, Multimodalität und Digitalisierung. 

Es wird angestrebt, die Allianz in südlicher Richtung zu erweitern und regionale Akteure der Hauptstadt-
region Berlin-Brandenburg in die Fachthemen einzubinden (siehe Projekt Intergreen Nodes im Hand-
lungsfeld 2 Mobilität). Die Scandria®Allianz bildet den strategischen Rahmen für eine (über-)regionale 
Korridorentwicklung in der Hauptstadtregion, perspektivisch auch in weiteren Themenfeldern. 

 

 EU-Mittel (Federführung: SenWiEnBe mit SenJustVA und SenFin/ MdFE mit MWAE und MLUK) 

Im Jahr 2020 werden die Weichen für die Ausgestaltung der neuen EU-Förderperiode 2021 bis 2027 
gestellt. Wie bei früheren Förderperioden werden sich Berlin und Brandenburg bei der Erstellung der 
Operationellen Programme der EU-Strukturfonds (EFRE, ESF, EMFF) und des Gemeinsamen Strategie-
plans (GAP-SP) der EU-Fonds (EGFL, ELER) abstimmen. Im Rahmen des Staatsvertrages der Länder 
Berlin und Brandenburg auf dem Gebiet der Landwirtschaft wird die Durchführung der EU-Fonds ELER, 
EGFL und EMFF an Brandenburg übertragen. In den vorherigen Förderperioden hatten die Länder im 
Bereich der 2. Säule (ELER) hierzu Länderprogramme zur Entwicklung des ländlichen Raums festgelegt 
(EPLR). Das neue Konstrukt sieht vor, dass alle EU-Mitgliedsstaaten für die neue GAP-Förderperiode ab 
2023 erstmals jeweils einen einzigen Nationalen Strategieplan für die 1. und die 2. Säule der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP) entwickeln.   

Beide Länder streben darüber hinaus an, EU-Aktionsprogramme außerhalb der EU-Struktur- und Inves-
titionsfonds in verstärktem Maße für internationale Aktivitäten zu erschließen. Die Beteiligung an den aus 
dem EFRE finanzierten grenzüberschreitenden, transnationalen und interregionalen INTERREG-Pro-
grammen soll weiter unterstützt werden, um die Zusammenarbeit mit Polen, aber auch die weitere euro-
päische Verflechtung der Hauptstadtregion voranzubringen. Auch direkt durch die EU-Kommission ver-
waltete Förderprogramme, wie Horizont Europa oder LIFE (L'Instrument Financier pour l'Environnement), 
sollen optimal genutzt werden. 

Zudem überträgt das Land Berlin im Rahmen des Staatsvertrages der Länder Berlin und Brandenburg 
auf dem Gebiet der Landwirtschaft dem Land Brandenburg die Planung, Durchführung und Berichterstat-
tung der nationalen Fördermaßnahme im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK). Für die Maßnahmen im Rahmen des EGFL, des ELER, des 
EMFF und der GAK stellt das Land Berlin für die Durchführung der Fördermaßnahmen Mittel zu Kofinan-
zierung für Maßnahmen im Land Berlin nach Maßgabe des jeweiligen Haushaltsplans zur Verfügung.  

Die Länder Berlin und Brandenburg stimmen sich außerdem untereinander ab, um gemeinsam Einfluss 
auf den nationalen Wiederaufbauplan zu nehmen, der in Umsetzung des am 21. Juli 2020 vom Europäi-
schen Rat vereinbarten Wiederaufbauinstruments bis Frühjahr 2021 durch die Bundesregierung der Eu-
ropäischen Kommission vorzulegen ist. 

 

 Prüfung der Sinnhaftigkeit einer Annäherung der Auslandsaktivitäten (Federführung: 
SenWiEnBe/ MWAE) 

Bisher unterhält Brandenburg vier Partnerschaftsbeauftragte: für die Region Großpolen, die Region 
Centru in Rumänien und seit 2020 für die russischen Ostseeregionen in Kaliningrad und St. Petersburg 
sowie die Jugendzusammenarbeit im Ostseeraum. Die Arbeit dieser Beauftragten ist in erster Linie auf 
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die zivilgesellschaftliche Zusammenarbeit ausgerichtet. Berlin unterhält Büros in Peking und New York. 
Diese sind im Wesentlichen auf die Stärkung der bestehenden Wirtschaftsbeziehungen zwischen Berlin 
und den USA bzw. China ausgerichtet. In Würdigung der Tatsache, dass Berlin und Brandenburg inter-
national als Einheit wahrgenommen werden, werden beide Länder bis Mitte 2021 prüfen, ob eine Annä-
herung ihrer Auslandsaktivitäten sinnvoll ist und zum beiderseitigen Nutzen ausgestaltet werden könnte. 

 

 Gemeinsames Informationsportal Außenwirtschaft (Federführung: SenWiEnBe/ MWAE) 
Die Arbeiten für ein gemeinsames Informationsportal Außenwirtschaft von Berlin und Brandenburg haben 
begonnen. Das Informationsportal wird zentral gebündelte Informationen zu wichtigen Aktivitäten sowie 
Akteurinnen und Akteuren der Außenwirtschaft in der Hauptstadtregion bereithalten. Es soll auch ein 
webbasiertes Messetool beinhalten und somit eine Digitalisierung der jährlichen Messeplanung 
ermöglichen. 

 

 Erfahrungsaustausch mit anderen Metropolregionen für die Hauptstadtregion nutzen (Federfüh-
rung: SenStadtWohn/ MIL) 

Im Rahmen des europäischen Netzwerkes der Metropolregionen METREX wie auch des nationalen Initi-
ativkreises Metropolregionen engagieren sich die Länder Berlin und Brandenburg für einen aktiven Wis-
senstransfer zwischen der Hauptstadtregion und anderen Metropolregionen. 

In der METREX Arbeitsgruppe Governance werden unter Leitung der Region Lombardei aktuell Erfah-
rungen zur Corona Pandemie ausgetauscht und ausgewertet. Für die Hauptstadtregion Berlin-Branden-
burg wird eine stärkere Mitwirkung in konkreten Kooperationsprojekten angestrebt. 
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